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Den ſchriſt der Olſa-Deutſchen 


Polen behandelt das Land weſtlich der Olſa, das es weniger durch eigene Kraft als 
durch fremde Hilfe erhalten hat, nicht als befreites, ſondern als okkupiertes Gebiet. Und 
mit Recht. Denn die weit überwiegende Mehrheit der Bevölkerung hat niemals das Ver⸗ 
langen geäußert, ſich durch Polen „befreien“ zu laſſen; und Polen ſelbſt hat nicht den 

eringſten Wert darauf gelegt, die Frage nach dem von der Bevölkerung wirklich erſehnten 
Befreier etwa in Form einer Volksabſtimmung zur Debatte zu ſtellen. Die Bevölkerung 
iſt den einmarſchierenden polniſchen Truppen zumeiſt mit betonter Zurückhaltung, nicht 
ſelten ſogar mit nur ſchlecht verborgener Ablehnung gegenübergetreten. Um beim Einzug 
der „Befreier“ die notwendigen Freudenkundgebungen ſicherzuſtellen, ſind die peinlichen 
Lücken in den die Hauptſtraßen der Städte ſäumenden Spalieren vielfach mit Leuten 
ausgefüllt worden, die zu dieſem Zweck in großer Zahl aus anderen Orten oder ſogar aus 
Oſtoberſchleſien herangeſchafft worden ſind. Bezeichnend iſt auch, daß von polniſcher Seite 
verſchiedentlich, fo in Jablunkau und Karwin, verſucht worden iſt, mit guten Worten und 
Verſprechungen auch die deutſche Bevölkerung für die Begrüßungsfeierlichkeiten zu 
mobiliſieren. In den kleineren Orten iſt der Einmarſch ſo gut wie ſang⸗ und klanglos 
verlaufen. Beſonders kraß iſt die Spannung zwiſchen „Befreiern“ und „Befreiten“ in 
Oderberg in Erſcheinung getreten, wo die polniſchen Truppen, in Erwartung be⸗ 
waffneten Widerſtandes, in einer Geſamtſtärke von 16 000 Mann eingerückt ſind. Auf 
polniſcher Seite iſt man nach den enttäufchenden Erfahrungen des Einmarſches ſofort 
darüber im Klaren geweſen, daß die weit überwiegende Mehrheit der Bevölkerung des 
okkupierten Gebietes der neuen Staatsgewalt gegenüber ablehnend eingeſtellt iſt. Und 
man hat vom erſten Tage an entſprechend gehandelt. An die Stelle des tſchechi— 
ſchen iſt der verſchärfte Oruckder polniſchen Behörden getreten. 
Die, wenn vielfach auch fragwürdige Achtung der tſchechiſchen 
Behörden vor den Rechten der Volksgruppen iſt durch eine 
konſequente Nichtachtung dieſer Rechte durch die polniſchen 
Behörden abgelöſt worden. 

48 Jahre lang haben die Deutſchen weſtlich der Olſa unter tſchechiſcher Herrſchaft 
geſtanden. Das Leben iſt ihnen in dieſer Zeit gewiß nicht leicht gemacht worden. Sie 
haben um die Erhaltung ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz und um die Sicherung ihres 
kulturellen Beſtandes ſchwer zu ringen gehabt. Aber ſie haben im Unterſchied zu den 
Deutſchen öſtlich der Olſa, die im Jahre 1920 dem polniſchen Staate zugeteilt worden 
ſind, doch immerhin im Verbande eines Staates gelebt, dem man (in den weſtlich der 
Weißen Karpathen gelegenen Ländern) das europäiſche Ziviliſationsniveau nicht 
hat abſprechen können. Dieſem Ulmſtande haben es die Deutſchen weſtlich der Olſa 
in der Hauptſache zu danken, daß fie trotz aller Anfeindungen und trotz mancher Verluſte 
unter tſchechiſcher Herrſchaftenicht nur ihre völkifchen Belange 
erfolgreich zu wahren vermocht haben, ſondern auch einen ge⸗ 
wiſſen Einfluß auf die allgemeine Entwicklung des Landes, in 
dem ſie ſeit ſieben Jahrhunderten heimatberechtigt ſind, haben ausüben können. 
Das iſt nach der Okkupation des Landes durch Polen faſt ſchlag⸗ 
artig anders geworden. Die ſchroffen Eingriffe der polniſchen Verwaltung 
baben für die Deutſchen des okkupierten Gebietes eine völlig unhaltbare Lage 
geſchaffen. Angeſichts dieſer Zuſtände hat ſich der Landesleiter der Jungdeutſchen Partei, 
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den Mtinifterpräfidenten Skiadkowſki und den Wojewoden Grazynſki weiterzureichen. In 
dieſer Denkſchrift, die von 20 führenden deutſchen Perſönlichkeiten aus Teſchen, Freiſtadt 
und Oderberg unterzeichnet iſt, wird in 16 Punkten die Wiederherſtellung geordneter 
Lebensbedingungen für die Deutſchen der unter polniſche Herrſchaft gekommenen Gebiete 
verlangt. Die Berechtigung der in dieſem Schriftſtück erhobenen Forderungen ſoll in den 
folgenden Ausführungen dargelegt werden. 

Zunächſt wird in der Denkſchrift die Sprachenfrage behandelt. Unmittelbar 
nach der militäriſchen Beſetzung iſt das Polniſche als alleinige Amts⸗ 

prache im okkupierten Gebiet eingeführt worden. Dadurch iſt nicht nur das 
Tſchechiſche, ſondern auch das 1 afk das unter tſchechiſcher Herrſchaft als zweite 
Amtsſprache zugelaſſen war, abgeſchafft worden. Für die Deutſchen des Gebietes bedeutet 
das eine beſondere Härte. Denn nur der geringſte Teil der dortigen Deutſchen beherrſcht 
die polniſche Sprache. Der überwiegende Teil wird durch die Sprachenverordnung der 
Kattowitzer Wojewodſchaft gezwungen, ſich beim Verkehr mit den Behörden eines Dol- 
metſchers zu bedienen, iſt ſomit praktiſch in der Wahrnehmung ſeiner geſetzlichen Rechte 
empfindlich behindert. Dementſprechend wird in der Denkſchrift die Gewährung 
einer angemeſſenen (nämlich fünfjährigen) Friſt für die Erlernung 
der polniſchen Sprache verlangt, während welcher die ſtaatlichen und 
kommunalen Behörden auf Wunſch der Parkeien zur Anwendung der deutſchen Sprache 
gehalten ſein ſollen. Auch ſonſt hat die polniſche Verwaltung die im okkupierten Gebiet 
weit verbreitete deutſche Sprache überall dort, wo ſie im Wirt⸗ 
ſchaftsleben in Erſcheinung getreten iſt, ſofort radikal unter⸗ 
drückt. Unter tſchechiſcher Herrſchaft find in den Städten des Landes allenthalben 
mehrſprachige Straßenſchilder üblich geweſen; die polniſche Verwaltung dagegen 
hat die Verwendung anderer als polniſcher Bezeichnungen für die Straßen, Plätze und 
Parkanlagen ſofort unterſagt. Ebenſo dürfen, im Gegenſatz zu der unter tſchechiſcher 
Herrſchaft gewährten Freihelt, die Bezeichnungen von Firmen und Unter⸗ 
nehmungen, ohne Rückſicht auf die Volkszugehörigkeit ihrer Inhaber, nur noch in 
polniſcher Sprache abgefaßt werden. In den Fällen, in denen die deutſchen und anderen 
nichtpolniſchen Geſchäftsleute der Anordnung der polniſchen Behörden nicht ſchnell genug 
Folge geleiſtet haben, hat man die „anſtößigen“ Firmenſchilder kurzerhand heruntergeriſſen 
oder mit Teer überſchmiert. Unter tſchechiſcher Herrſchaft herrſchte in den Induſtriewerken 
des okkupierten Gebietes ganz allgemein das Deutſche als Umgangs⸗ und 
Geſchäftsſprache vor; Buchhaltung und Korreſpondenz wurden faſt ausſchließlich 
in deutſcher Sprache geführt. Auch auf dieſem Gebiet iſt die landesübliche deutſche durch 
die im Wirtſchaftsleben des Gebietes völlig ungewohnte polniſche Sprache zwangsweiſe 
abgelöſt worden. 

Weiter wendet die Denkſchrift ihre Aufmerkſamkeit dem deutſchen Schulweſen 
des okkupierten Gebietes zu. Unmittelbar nach der Beſetzung haben die polniſchen Be⸗ 
hörden ebenſo wie die tſchechiſchen auch ſämtliche deutſchen Schulen ge⸗ 
ſchloſſen. Am Tage der Schließung hat es in dem an Polen gefallenen Gebiet an 
deutſchen Volks- und Bürgerſchulen gegeben: 


Tſchechiſch⸗Teſchen . . 4 Schulen mit 23 Klaſſen, 341 Lehrkäften und 995 Schülern 
en 8 26 1 


Teu:Dderberg . 1 5 75 15 Pr „ 84 25 
Freiſtadt 1 „ 7 14 „ AR 5 „ 501 1 
Trzynietz . 1 u „6 u 7 „ „ 262 2 
Karwin . . 2... 1 a” „ 9 15 10 er „ 240 » 
Pudlau bei Oderberg. AL „ 5 „ 6 77 „ 117 17 
Schibitz „ Vorl 1 7. „ ͤ 2 [2 2 " [2 79 ” 
Oderberg⸗Stadt 14 7 7% 8 3 „ 278 75 


In dieſer Aufſtellung find noch nicht enthalten eine zklaſſige Familienſchule und eine 
5klaſſige Bürgerſchule, beide in Oderberg, mit zuſammen etwa 300 Schülern, ſowie eine 
Aklaſſige Familienſchule in Teſchen mit 84 Schalern. Insgeſamt haben alſo die Deutſchen 
des Gebietes 14 Volks⸗, Bürger⸗ und Familienſchulen, die von etwa 3 500 deutſchen 
Schülern beſucht wurden, beſeſſen. (In Jablunkau hatten die tſchechiſchen Behörden die 
Eröffnung einer deutſchen Volksſchule verhindert.) Stark ausgebildet iſt auch das 
deutſche Fachſchulweſen in dieſem Gebiet. An gewerblichen und kaufmänniſchen 
Fortbildungsſchulen hat es zur Zeit des Uleberganges an Polen in Tſchechiſch⸗ 
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Teſchen 4 Schulen mit 246 Schülern und Freiſtadt, Karwin und Neu: 
Oderberg je 1 Schule mit zuſammen 210 Schülern gegeben. Hinzu find noch etwa 
10 deutſche Kindergärten mit etwa 300 Kindern gekommen. Das höhere 
deutſche Schulweſen iſt durch ein 16klaſſiges Gymnaſium in Oderberg mit 28 
Lehrkräften und 650 Schülern vertreten geweſen. Dieſes ganze, 22 Unter: 
richtsbetriebe mit etwa 4650 deutſchen Schülern umfaſſende 
deutſche Schulweſen iſt von der polniſchen Verwaltung mit 
einem Schlage lahmgelegt worden. Lieber fein endgültiges Schickſal iſt noch 
keine Entſcheidung gefallen. Während die deutchen und tſchechiſchen Schulen geſperrt 
worden ſind, ſind für die polniſchen Schulen, deren Betrieb natürlich nicht 
geſtört worden ift, Zuſatzeinſchreibungen durchgeführt worden. Mit den 
aus Oſtoberſchleſten hinreichend bekannten Erpreſſungsmethoden wird verſucht, die 
deutſchen Kinder in die polniſchen Schulen zu holen, um auf dieſe 
Weiſe ſchließlich die Wiedereröffnung der „bis auf weiteres“ geſchloſſenen deutſchen Linter: 
richtsbetriebe überflüffig zu machen. Tatſache ift, daß ſeit mehr als zwei Monaten 
mehrere tauſend deutſche Kinder in dem von Polen okkupierten Gebiet ohne Schulunter⸗ 
richt ſind. Die Denkſchrift verlangt 1. die Aufrechterhaltung aller am Tage 
der Okkupation vorhandenen deutſchen Kindergärten und Schulen, 2. die ſofortige Wieder⸗ 
aufnahme des Unterrichtsbetriebes in dieſen Schulen und 3. die Wahrung des in der 
Verfaſſung verbürgten, im Amtsbereich des Wojewoden Grazynſki aber ſtändig miß⸗ 
achteten Rechtes der Eltern, über die Einſchulung ihrer Kinder frei zu entſcheiden. 


Die Denkſchrift weiſt dann auf die gegen das deutſche Organiſations⸗ 
weſen ergriffenen Maßnahmen hin. Unmittelbar nach der Beſetzung iſt eine 
Verordnung ergangen, derzufolge ſämtliche Parteien und Organiſati⸗ 
onen, mit Ausnahme der wirtſchaftlichen und religiöſen Vereine, der Auflöſung ver— 
fallen. Das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen der 
aufgelöſten Organiſationen iſt in den Beſitz des Staates über⸗ 
gegangen. Dieſe Maßnahmen ſind gegen das vielſeitig entwickelte und wirtſchaftlich 
im allgemeinen gut geſtellte deutſche Organiſationsweſen mit größter Rückſichtsloſigkeit, 
und zwar, trotz der entgegenſtehenden Beſtimmung, auch gegen die deutſchen Vereine wirt⸗ 
ſchaftlichen und religiöſen Charakters, durchgeführt worden. Mit der Auflöſung der 
Ortsgruppen der Sudetendeutſchen Partei haben die Deutſchen des an 
Polen gefallenen Gebietes ihre politiſche Vertretung verloren. Ortsgruppen dieſer Partei 
hat es in Oderberg, Neu-Oderberg, Karwin, Freiſtadt, Schibitz, Peterswald, Orlau, 
Leskowetz, Teſchen und Jablunkau gegeben. Der als kulturelle und ſoziale Dach⸗ 
organifafion dienende „Bund der Deutſchen“ iſt gleichfalls lahmgelegt worden. 
Damit hat auch die ſegenreiche Tätigkeit der „Volkshilfe“, die in Not geratene 
deutſche Volksgenoſſen unterſtützt hat, und des „Ferienkinderhilfswerkes“, 
das im Jahre 1937/38 268 deutſche Kinder betreut hat, eingeſtellt werden müſſen. Das⸗ 
ſelbe Schickſal hat auch die „Deuffche Bezirksjugendfürſorge“ ereilt, zu 
deren Aufgaben die Mütterberatung, die Säuglingsbetreuung und die Unterhaltung 
mehrerer deutſcher Schulen und Kindergärten gehört hat. Außerdem hat es eine große 
Zahl weiterer deutſcher Vereine kulturellen und charitakiven 
Charakters, ſo u. a. einen „Deutſchen Kulturverband“, einen „Bund der Schleſier“, 
einen „Verband deutſcher Akademiker“, einen „Pädagogiſchen Verein“, einen „Kamerad⸗ 
ſchaftlichen Unterſtützungsverein gedienter Soldaten“ uſw. gegeben, ferner mehrere 
Sporforganifafionen und eine ganze Reihe von Zweckver—⸗ 
bänden, wie freiwillige Feuerwehren, Baugenoſſenſchaften, Berufsorganiſationen, ge⸗ 
noſſenſchaftliche Kreditanſtalten u. a. m. Durch die Auflöſung all dieſer Organiſationen 
find den Deutſchen beträchtliche Sachwerte verloren gegangen, fo 
mehrere Sportplätze, Turnhallen, Schutzhäuſer und Schulgebäude und vieles andere mehr. 
Tatſache iſt, daß das geſamte deutſche Organiſationsweſen 
durch das Vorgehen der polniſchen Behörden entweder bereits 
völlig unterdrückt oder doch zum mindeſten in einen Zuſtand 
unerträglicher Rechtsunſicherheit verſetzt worden. Demgemäß wird 
in der Denkſchrift die ſofortige Freigabe der deutſchen Vereinstätigkeit und die Rückgabe 
des beſchlagnahmten Vermögens verlangt; es wird gefordert, daß den von den Organi⸗ 
ſationen bis zum 34. Januar 1939 vorzulegenden, dem polniſchen Vereinsrecht angepaßten 
neuen Statuten von den Behörden die Beſtätigung nicht verſagt werden darf. 
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Mit ſcharfem Nachdruck haben die polniſchen Behörden fofort nach der Befigergreifung 
mit der Poloniſierung des Wirtſchaftslebens begonnen. Die Methoden 
find auch hier dieſelben, die ſchon in Oſtoberſchleſien erfolgreich angewandt worden find. 
Bereits in den erſten Wochen nach der Beſitzergreifung iſt mehreren hundert 
deutſchen Arbeitern und Angeſtellten von den in den großen Induſtrie⸗ 
werken des okkupierten Gebietes eingeſetzten polniſchen Regierungskommiſſaren die 
Kündigung zugeſtellt worden. Aus der großen Zahl der Fälle ſollen nur einige 
charakteriſtiſche Beiſpiele angeführt werden: Der Zwangsverwalter der Albert: 
Hahn⸗Röhrenwerke in Oderberg hat, ſeiner eigenen Mitteilung zufolge, den 
Auftrag erhalten, innerhalb einer Friſt von drei Monaten ſämtliche nichtpolniſchen Arbeiter 
und Angeſtellten aus dem Werk zu entfernen. Einen anderen Weg, um zu demfelben Ziel 
zu gelangen, hat der Zwangsperwalter des Trzynietzer Hüttenwerkes gewählt; 
er hat den in dieſem Werk beſchäftigten Deutſchen eine kurz bemeſſene Friſt zur Erlernung 
der polniſchen Sprache geſetzt. Ebenſo iſt auch den der polniſchen Sprache nicht hin⸗ 
reichend mächtigen Arbeitern und Angeſtellten anderer Bergbau- und Induſtrieunter⸗ 
nehmungen die Entlaſſung angedroht worden. Selbſt die Rechte der Penſionäre 
und Rentner ſind vor dem Zugriff der polniſchen Behörden nicht ſicher geblieben. 
Während nämlich die Penſionen und Renten an alle ſich zum Polentum bekennenden 
Berechtigten termingemäß ausgezahlt werden, iſt die Auszahlung der fälligen Beträge 
an die national anders eingeftellten Perſonen bis zur Nachprüfung ihrer Penſions⸗ und 
Rentenanſprüche durch die polniſchen Behörden eingeſtellt worden. Das Ziel, das von 
polniſcher Seite verfolgt wird, iſt dasſelbe, das in Oſtoberſchleſien, wo über 80 b. H. 
der deutſchen Arbeiter und etwa 90 v. H. der deutſchen Angeſtellten ſeit Jahren arbeits⸗ 
los find, bereits erreicht worden iſt; auch die Nutznießer dieſer Verdrän⸗ 
gungspolitik ſind die gleichen wie dort: zugewanderte Elemente, die ſich in dem 
okkupierten Gebiet als patentierte Kulturträger aufführen, die einträglichſten Poſten 
beſetzen und denen, die angeblich befreit worden Jar das Nachſehen laſſen. Wenn ſich 
ſchon diejenigen, die ſich früher zur polniſchen Volksgruppe in der Tſchecho⸗Slowakei 
bekannt und für den Anſchluß an Polen eingeſetzt haben, bitter über die Nichterfüllung 
ihrer Wünſche, über die Mißachtung ihrer Rechte und über die Verletzung ihrer Inter⸗ 
eſſen durch die Elemente beſchweren, die ihnen das „polniſche Mutterland“ als ſeine Re⸗ 
präſentanten ins Land geſchickt hat, dann müſſen bezüglich des Schickſals der in dieſem 
Lande anſäſſigen Deutſchen, die von den neuen Gewalthabern von vornherein als Staats⸗ 
feinde gewertet werden, die ſchlimmſten Befürchtungen berechtigt erſcheinen. In der 
Denkſchrift wird gefordert, daß den Deutſchen das ungeſchmälerte Recht auf 
den Arbeitsplatz garantiert wird, daß die von den Zwangsverwaltern der Induſtrie⸗ 
unternehmungen entlaſſenen deutſchen Angeſtellten und Arbeiter wieder eingeſtellt werden 
und daß die Deutſchen bei der Vergebung öffentlicher Aufträge gemäß 
ihrer Leiſtungsfähigkeit berückſichtigt werden. Weiter wird die Belaſſung aller in deut⸗ 
ſchen Händen befindlichen wirtſchaftlichen und ſtaatlichen Konzeſſionen ſowie die 
Uebernahme der Staats- und Kommunalbeamten deutſcher Volkszugehörig⸗ 
keit in den Staats⸗ und Kommunaldienſt mit allen ihnen zuſtehenden Anſpruͤchen und 
Rechten verlangt. Schließlich wird gefordert, daß die Pente und Renten bezw. in 
den noch nicht geklärten Fällen entſprechende Vorſchüſſe, ſowie den z. Zt. an der Aus⸗ 
übung ihrer Dienſtobliegenheiten behinderten Lehrkräften die fälligen Gehälter ausgezahlt 
werden. 

Sofort nach der Beſitzergreifung ſind in dem okkupierten Gebiet die Gemeinde⸗ 
vertretungen aufgelöſt und an deren Stelle Regierungskommiſſare mit be⸗ 
ſonderen Machtbefugniſſen eingeſetzt worden. Dieſe Maßnahme hat ſich, was nicht über⸗ 
ſehen werden darf, nicht bloß gegen die Tſchechen, ſondern auch und in den Städten in 
erſter Linie gegen die Deutſchen gerichtet, die unter tſchechiſcher Herrſchaft 
im kommunalen Leben des Olſagebietes eine beträchtliche Rolle geſpielt haben, während 
fi) das polniſche Element nur wenig zur Geltung zu bringen vermocht hat. In meh⸗ 
reren größeren Orten, vor allem in Teſchen und Oderberg, haben die 
Deutſchen den Bürgermeiſter bzw. den Vizebürgermeiſter ge: 
ſtellt. In der Teſchener Stadtverordnetenverſammlung haben den 19 deutſchen 
und 13 tſchechiſchen nur 3 polniſche Vertreter gegenübergeſtanden. In Oderberg 
hat es neben 16 deutſchen und 18 tſchechiſchen nur 2 polniſche Vertreter gegeben. In 
Freiſtadt hat ſich die ſtädtiſche Körperſchaft aus 11 Deutſchen, 14 Tſchechen und 
11 Polen, in Tryzynietz aus 9 Deutſchen, 17 Tſchechen und 10 Polen zuſammen⸗ 
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geſetzt. Uff. Kann die Ausſchaltung der Tſchechen aus den Gemeindevertretungen unter 
den neuen politiſchen Verhältniſſen berechtigt erſcheinen, fo bedeutet die Unter⸗ 
drückung jeder deutſchen Mitwirkung am gemeindlichen Leben 
des Olſagebietes eine durchaus VV Härte. Denn 
die Deutſchen haben ihre Sitze in den Gemeindevertretungen nicht, wie das bei den 
Tſchechen zum Teil der Fall geweſen ſein mag, der Nachhilfe ſtaatlicher Machtmittel zu 
verdanken gehabt, ſondern ſie haben ſich dieſe Sitze, ebenſo wie die Polen, die damals 
gleichfalls eine nationale Minderheit dargeſtellt haben, redlich erkämpft. In der Denk⸗ 
ſchrift wird daher mit Recht die Ausſchreibung von Neuwahlen und die umgehende 
Liquidierung der Regierungskommiſſare verlangt. Zudem wird die Ulebertragung der 
deutſchen Gemeindebüchereien in den Beſitz eines zu bildenden deutſchen Bücherei- und Leſe⸗ 
vereins in Vorſchlag gebracht. 


Endlich ſtellt die Denkſchrift noch gewiſſe Forderungen bezüglich der Uebertritts⸗ 
ſcheine und der Staatsangehörigkeit auf, verlangt die baldige Einfüh⸗ 
rung der Zivilverwaltung und ſchließt dann mit folgenden Worten: „Dies 
find in großen Ulmriſſen die Motwendigkeiten, die gegenüber uns Deutſchen erfüllt werden 
müſſen, wenn wir uns erhalten wollen und wenn unſere Exiſtenz als geſichert betrachtet 
werden ſoll. Dieſe Forderungen ſind aufgebaut auf den beſtehenden Geſetzen und ſollen 
uns die gleiche Behandlung wie allen anderen Bürgern dieſes Staates garantieren. Wir 
ſprechen dieſe Wünſche und Forderungen in der vollen Zuverſicht aus, daß ſie bei den 
höchſten Stellen des Staates Verſtändnis und Anerkennung finden. So wie wir uns 
bemühen, uns den neuen Verhältniſſen anzupaſſen und den Forderungen des Staates und 
unferen Pflichten gegenüber dem Staate voll und ganz gerecht zu werden, ſo glauben 
wir, auch für uns das Recht beanſpruchen zu können, mit 
gleichem Maße gemeſſen und als gleichberechtigte Bürger ans 
erkannt und behandelt zu werden.“ 


Vom polnischen Genoſſenſchaſtsweſen 


In der Schriftenreihe „Deutſchland und der Oſten“ iſt vor einiger Zeit eine 
Arbeit von Imma Swart über „Das polniſche Genoſſenſchaftsweſen im polniſchen 
Staat“ erſchienen. (Verlag von S. Hirzel, Leipzig 1938. 236 Seiten.) 


Das polniſche Genoſſenſchaftsweſen, d. h. das Genoſſenſchaftsweſen der Polen im 
polniſchen Staat, iſt ſeit der vom Staat angeordneten Neuregelung von 1934 in drei 
großen Reviſionsverbänden organifierf, und zwar: 1. im „Zwiazek Spötdzielni Rolniczych 
Zarobkowo⸗Goſpodarczych“ („Verband der landwirtſchaftlichen und der Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften“) mit 9 Bezirksverbänden und 5 496 Genoſſenſchaften, 2. im 
Verband der ſtädtiſchen Konſumgenoſſenſchaften „Spolem“ mit 1 066 Genoſſenſchaften 
und 3. im „Zwiazek Spöldzielni i Zrzeszen Pracowniczych“ („Verband der Arbeits⸗ 
genoſſenſchaften“). Es kommen noch 50 Wohnungsgenoffenfchaften hinzu. Schon rein 
zahlenmäßig iſt der Verband der landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften der bedeutendſte. Er iſt aus den drei Teilgebieten mit ihren ſehr verſchiedenen 
Organiſationen und Intereſſen ſeit 1934 zuſammengewachſen. Zugleich ſpiegelt ſich in 
ihm am deutlichſten die ſeit der Wirtſchaftskriſe abwärts gerichtete und jetzt langſam 
wieder aufſteigende Entwicklung des polniſchen Genoſſenſchaftsweſens wider, denn er 
vereinigt gerade die genoſſenſchaftlichen Organiſationen desjenigen Standes, der im 
polniſchen Wirtſchaftsleben die ausſchlaggebende Stellung inne hat und am ſtärkſten von 
den Wirkungen der großen Kriſe betroffen worden iſt. 


Die aufſteigende Entwicklung iſt am deutlichſten zu erkennen auf dem Gebiete des 
Molkereigenoſſenſchaftsweſens, das (anders als das deutſche in den Weſt⸗ 
gebieten Polens) erſt nach dem Weltkriege auch von polniſcher Seite organiſiert worden 
iſt. Von den 1165 Molkereigenoſſenſchaften des genannten Verbandes haben faſt 100 
ihre Tätigkeit erſt im Jahre 1937 aufgenommen, müſſen alſo als Neugründungen gelten. 
Darin hat ein weſentlicher Erfolg der Förderung des Molkereigenoſſenſchaftsweſens und 
damit der Milchwirtſchaft durch den Staat ſeinen Ausdruck gefunden. Auch in der 
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Finanzierung ift der Staat im Vergleich zu den infereffierten landwirtſchaftlichen 
Produzenten entſcheidend in den Vordergrund getreten. Vom Verband wurden für 158 
Genoſſenſchaften Inveſtitionskredite bei der ſtaatlichen Bank Rolny in Höhe von 
4% Millionen Zloty befürwortet, die zu ganz niedrigen Zinsſätzen erteilt werden. Dem⸗ 
gegenüber tritt die Kapitalbeſchaffung aus eigenen Mitteln, die zunächſt 
nur aus den Geſchäftsanteilen der Mitglieder aufgebracht werden müßten, ſtark zurück. 
Sogar in der Poſener Wojewodſchaft, die über einen gen Grundſtock alter, aus 
deufjchen Verbänden nach dem Kriege übernommener Molkereigenoſſenſchaften verfügt, 
ſind die feſten Anlagewerte nur zu 60 v. H. aus eigenem Kapital gedeckt. Der Staats⸗ 
kredit gibt den polniſchen Molkereigenoſſenſchaften einen beſonderen Charakter. 


Der Gedanke der Regierung, im Rahmen eines milchwirtſchaftlichen Vier⸗ 
jahresplanes eine ſtärkere Konzentration des Molkereiweſens in ſogenannten Be⸗ 
zirksmolkereien durchzuführen, hat nicht befriedigend verwirklicht werden können. Der 
Weſten des Landes verfügt bereits über ein ausreichendes Netz techniſch gut ein⸗ 
gerichteter induſtrieller Molkereien. In den übrigen Gebieten aber ſtehen die ſchlechten 
Wegeverhältniſſe einer Konzentration von vornherein entgegen. Ueberdies müſſen 
große Betriebe, wie die Erfahrungen auch im polniſchen Molkereiweſen gezeigt haben, 
immer mit einem hohen Anteil von Nichtmitgliedern an der Milchlieferung 
rechnen. Schließlich ſind auch die Molkereien mit Handbetrieb in den Koſten der 
Einrichtung und des Betriebes billiger. Daher kommt es, daß der weitaus größte Teil der 
polniſchen Molkereigenoſſenſchaften aus Handbetrieben beſteht. Nur 79 Genoſſenſchaften 
entſprechen den vollen Anforderungen des modernen Molkereigeſetzes für den Export. 
Außerdem hat es 1937 noch 93 genoſſenſchaftliche Molkereien mit mechaniſchem, halb» 
mechaniſchem oder Handbetrieb gegeben, die für nicht ſtandardiſierte Butter zum Export 
zugelaſſen waren. Von 4 166 polniſchen Molkereigenoſſenſchaften 
find alfo nur 172 am Export beteiligt. Davon liegen 52 im Bezirk des 
Pofener und des Thorner Unterverbandes. (Noch geringer iſt der Anteil der ukraini⸗ 
ſchen Molkereigenoſſenſchaften am Export. Sie ſind ebenfalls durchweg Handbetriebe, 
haben aber in ihrer geſchäftlichen und organiſatoriſchen Entwicklung bedeutende Erfolge 
zu verzeichnen gehabt. Anders ſteht es mit dem deutſchen Molkereigenoſſenſchafts⸗ 
weſen in Polen. Es verfügt durchweg über neuzeitlich eingerichtete Be⸗ 
triebe. Die älteſten dieſer Genoſſenſchaften find ſchon feit annähernd 60 
Jahren tätig. Der Größenunterſchied wird darin deutlich, daß 
1936 die durchſchnittliche Tages anlieferung in einer polniſchen 
Verbandsmolkereigenoſſenſchaft 1170 in einer deutſchen 
5 920, 1937 fogar 6 500 Kilogramm Milch betrug.) Natürlich haben 
in den Weſtgebieten auch die polniſchen Molkereigenoſſenſchaften einen höheren Durch 
ſchnitt als den genannten, der ja für das Geſamtgebiet des polniſchen Staates gilt. In 
621 polniſchen Genoſſenſchaften hat die Milchanlieferung im Jahre 1937 unter 365 000 
Kilogramm gelegen, in 244 hat ſie mehr als 1 Million Kilogramm betragen. 18 v. H. 
der polniſchen Molkereigenoſſenſchaften können alſo als Großbetriebe bezeichnet werden. 
Die energiſchen Maßnahmen der polniſchen Molkereigeſetzgebung haben es 
erreicht, daß ſich die Stellung der polniſchen Bukter, beſonders auf dem 
engliſchen Markt, entſcheidend verbeſſert hat. Ihre Preiſe haben ſich dort um 
16 v. H., die der däniſchen nur um 7 v. H. verbeſſert. Trotz der in Polen ſchlechten 
Weideverhältniſſe iſt der Vorſprung, den ausgeſprochene Weidelände, wie z. B. Finnland, 
bisher gehabt haben, nahezu aufgeholt. 

Nicht fo günſtige Ergebniſſe find bei den Kreditgenoſſenſchaften feſtzuſtellen. 
Immerhin ſcheint auch hier der ſtarke Rückgang der letzten Jahre zum Stillſtand ge⸗ 
kommen zu ſein. Selbſt in den ſtädtiſchen (allgemeinen) Kreditgenoſſenſchaften haben 
ſich 1937 zum erſten Male die Einlagen, die bereits bis auf 60 v. H. zurückgegangen 
waren, wieder erhöht, nämlich von 103 auf 109 Millionen Zloty. Allerdings ſind 
hieran nur die Genoſſenſchaften beteiligt, die die Kriſe leidlich überſtanden haben. Die 
ländlichen Kreditgenoſſenſchaften (Stefezykkaſſen), die ſchon 1936 den Stand der 
Einlagen von 1930 wieder erreicht hatten, haben ihn 1937 weiter verbeſſert, und zwar 
von 32,8 auf 36,6 Millionen Zloty. Die Forderungen haben ſich in den allge 
meinen Kreditgenoſſenſchaften um 900 000 Zloty auf 202 Millionen verringert, die der 
Stefczykkaſſen um 10,3 Millionen auf 116,8 Millionen erhöht. Dieſe Kreditausweitung 
bei den Stefcezykkaſſen iſt nur durch neue Kredite (6,5 Millionen) ihrer ſtaatlichen iz 
nanzzentrale, der „Centralna Kaſa Spölek Rolniczych“, ermöglicht worden. Sie haben 
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nicht nur den geſamten Zuwachs an neuen Einlagen wieder ausgeliehen, fondern darüber 
hinaus noch 6,5 Millionen, von denen 5 Millionen von der „Centralna Kaſa“ ſtammen 
müſſen, da an Eigenkapital (Geſchäftsanteilen, Reſerven) etwa 1% Millionen neu 
gebildet worden find. Die Zahlungsbereitſchaft der insgeſamt 2756 Stefczyk⸗ 
kaſſen ſtützt ſich alſo ausſchließlich auf die Centralna Kaſa. Dieſe Verſchuldung 
an Banken hat ſich ſeit 1936 von 55,9 Millionen auf 62,4 Millionen erhöht und 
nimmt 47,1 v. H. der Bilanzſummen ein. 

Die ſtädtiſchen (allgemeinen) Kreditgenoſſenſchaften haben ihre ſtärkſten Stellungen 
in den Volksbanken (Banki Ludowe) der Weſtgebiete, beſonders der Woje⸗ 
wodſchaft Poſen. Sie find aber auch dort durchweg nicht ausſchließlich oder nur über⸗ 
wiegend ſtädtiſche Kreditgenoſſenſchaften, vielmehr herrſcht in ihrem Kundenkreis eben⸗ 
falls das landwirtſchaftliche Element vor. Das Ileberwiegen der allgemeinen Kredit⸗ 
genoſſenſchaften in den Weſtgebieten hat entwicklungsgeſchichtliche Gründe. 
Anders als die Deutſchen haben die Polen hier auch im ländlichen Genoſſenſchaftsweſen 
von Anfang an die mehr zentraliſierende Form der Volksbank im Sinne Schulze⸗Delitzſch 
der dezentraliſierten Raiffeiſenſchen dörflichen Spar- und Darlehnskaſſe vorgezogen. 
Erſt nach dem Kriege haben die zuerſt nach dem Raiffeiſenſchen 
Vorbilde von Dr. Stefezyk in Galizien eingeführten dörflichen 
Genoſſenſchaftskaſſen in Pommerellen Eingang gefunden, faſt 
gar nicht in der Poſener Wojewodſchaft. Die allgemeinen Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften erfreuen ſich nicht ſo der ſtaatlichen Fürſorge wie die 
ländlichen, jedenfalls nicht in der Richtung einer Kreditausweitung. Immerhin 
nehmen auch in den allgemeinen polniſchen Kreditgenoſſenſchaften die Schulden an Banken 
mit 72,8 Millionen 29,8 v. H. der Bilanzſummen ein. Ihr Eigenkapital bildet 22,1 v. H. 
der Bilanzſummen, das fremde Kapital an Einlagen alſo 48,1 v. H., wobei allerdings 
Wertberichtigungs⸗ und Rechnungsabgrenzungspoſten abzuziehen ſein würden. 

Die Kreditgenoſſenſchaften find neben den landwirtſchaftlichen Handels⸗ 
genoſſenſchaften am ſchwerſten von den Folgen der Wirtſchaftskriſe 
betroffen worden. Von den zuſammen 639 allgemeinen polniſchen Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften haben 239 ihren Sitz in Poſen und Pommerellen. In ihrer Ent⸗ 
wicklung ſpiegeln ſich am deutlichſten die Einflüſſe der Wirtſchaftskriſe auf das polniſche 
Genoſſenſchaftsweſen wider, denn dies Gebiet iſt mit ſeiner höheren wirtſchaftlichen 
Organiſation beſonders kriſenempfindlich geweſen. Vor dem Kriege haben die polni⸗ 
ſchen Kreditgenoſſenſchaften in den damaligen Provinzen Poſen und Weſtpreußen und auch 
die 20 Banki Ludowe in Oberſchleſien ſich hervorragend entwickelt. In der Poſener Bank 
Zwigzku (A. G.) hatten ſie ſich zuſammen mit der polniſchen Poſener Kaufmannſchaft eine 
ſtarke Finanzzentrale 8 1555 die wiederum in Berliner Großbanken einen Rück⸗ 
hat gehabt haben und ihrer Aufgabe des zentralen genoſſenſchaftlichen Kapitalausgleichs 
voll gewachſen geweſen iſt. Die Kreditgenoſſenſchaften haben ihr Teil erfolgreich daran 
mitgewirkt, einen polniſchen Mittelſtand zu ſchaffen. Sie haben dabei viel gewagt, auch 
in der kaufmänniſchen Abgrenzung des Kreditriſikos. In der allgemeinen 
wirtſchaftlichen Aufwärtsentwicklung der Vorkriegszeit ſind ihnen dabei größere Rück⸗ 
ſchläge erſpart geblieben. 

In den gänzlich veränderten Verhältniſſen der Nachkriegszeit jedoch hat ihnen die 
nicht genügend ſorgfältige Kreditpolitik gefährlich werden müſſen. Die 
„Nationaliſierung der Wirtſchaft“, die in den Weſtgebieten des neuen Staates vor allem 
durch die polniſchen Kreditgenoſſenſchaften finanziert worden iſt, hat dieſe zu Fehl⸗ 
inveſtitiouen verleitet. Die Genoſſenſchaften find damals aus Finanziers zu Eigen⸗ 
tümern feſter Anlagen geworden, die dann in der Kriſe entwertet wurden und gar nicht 
oder nur unter größten Verluſten zu realiſieren waren, während den Genoſſenſchaften 
wieder die Mittel fehlten, neues Kapital als Betriebskredit herzugeben und dadurch den 
beliehenen Unternehmungen einen höheren Wert und Ertrag zu verleihen. Nach der 
Inflation haben ſich die polniſchen Kreditgenoſſenſchaften außerdem auf einer verhält⸗ 
nismäßig ſchmalen Baſis konſolidieren müſſen. Sie haben in ſich nicht mehr, wie 
zu preußiſcher Zeit, die geſamte Wirtſchaftskraft des polniſchen Volksteiles vereinigt. 
Denn auch die Staats- und Kommunalkaſſen waren nunmehr nationalifier. Zuſammen 
mit der ſpäter errichteten Poſtſparkaſſe haben dieſe Kaſſen wie eine Saugpumpe das 
neu ſich bildende Kapital der Sparer aus den Quellen, von denen bisher nur die Genoſſen⸗ 
ſchaften geſpeiſt worden waren, an ſich gezogen. Andererſeits iſt aber bei dem Mangel 
an Großbanken auf den Genoſſenſchaften die Laſt des Bedarfs an Betriebs- 
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kredit in der Hauptſache liegen geblieben. Die öffentlich⸗rechtlichen Banken haben dieſen 
Bedarf nur in geringerem Maße gedeckt, fie haben in erſter Linie das Kapital zur 
Finanzierung der Inveſtitlonen der öffentlichen Hand zur Verfügung 
geſtellt. Die gefährliche Lage, in die die polniſchen Kreditgenoſſenſchaften unter dieſen Um⸗ 
ſtänden in der Kriſe geraten mußten, hat dazu geführt, daß 36 v. H. der Volksbanken 
und 40 v. H. der Stefezykkaſſen liquidierten. Den Bilanzſummen nach 
iſt dabei der Anteil der Volksbanken (damit aber wieder der polniſchen Weſtgebiete) höher 
als der der liquidierten Stefczykkaſſen geweſen. Insgeſamt haben 70 v. H. der beſtehenden 
polniſchen Kreditgenoſſenſchaften 1936 als nicht zufriedenſtellend und 13,4 v. H. als nicht 
mehr ſanierungsfähig bezeichnet werden müſſen. In der Wojewodschaft Poſen wird 
ungefähr die Hälfte der Banki Ludowe geſchäftstätig bleiben können. Die Bank Zwiazku 
iſt mit Staatsmitteln ſaniert worden. 

Dieſelben Gründe haben auch die polniſchen landwirtſchaftlichen Handels⸗ 
genoſſenſchaften (Rolniks) beeinträchtigt, die es als Handelsunternehmungen 
großen Stils hauptſächlich nur in den Weſtgebieten gegeben hat und die die zweite 
Hauptſäule des dortigen polniſchen Genoſſenſchaftsweſens 
gebildet haben. Nach dem Kriege haben ſie in Zuſammenarbeit mit den örtlichen Kredit⸗ 
genoſſenſchaften einen ſtarken, aber nicht immer geſunden Aufſchwung genommen. Sie 
haben deutſche und jüdiſche Geſchäftsgrundſtücke erworben und Kapitalien darin inveſtiert. 
Die Zahl der Rolniks in Poſen und 2 hat ſich nach dem Kriege von 60, die im 
Jahre 1943 beſtanden, auf 100 erhöht. Ein Drittel davon iſt wieder verſchwunden. 67 find 
noch vorhanden. Von ihnen haben, und zwar meiſt nur in beſchränktem Umfange, 
gearbeitet im Jahre 1936: 43 und 1937: 45. Von den landwirtſchaftlichen Waren⸗ 
zentralen hat als einzige die im Jahre 1918 gegründete „Zentrala Rolniköw“ 
in Poſen die Kriſe überſtanden. Sie iſt allerdings keine ausſchließlich genoſſenſchaftliche 
Zentrale. Auf fie entfallen drei Fünftel der Umfäße, die die polniſchen Warenzentralen 
überhaupt haben. Das Jahr 1936/37 hat den landwirtſchaftlichen Handelsgenoſſenſchaften 
wieder einen gewiſſen Aufſchwung gegeben. Die vor allem für die Oſtgebiete Polens 
charakteriſtiſchen 539 dörflichen landwirtſchaftlichen Konſumgenoſſenſchaften haben einen 
Warenumſatz von 32,8 Millionen Zloty erreicht, die 234 ee ale haben 
ihn von 108,6 im Jahre 1935/36 auf 161 Millionen Zloty geſteigert. Die Bilanzſummen 
aller Genoſſenſchaften find von 47,5 auf 52 Millionen Zloty, die Bankſchulden um 
2,7 Millionen Zloty geſtiegen. Allerdings find auch die polniſchen Handelsgenoſſenſchaften 
ſehr ſtark auf den ls Nichtmitgliedern angewieſen. 

Aus dem Bedürfnis, an Stelle der in der Kriſe zuſammengebrochenen Warenzentralen 
wieder eine neue, leiſtungsfähige Zentrale für die miftleren und öſtlichen 
Wojewodſchaften zu ſchaffen, hat zu Beginn des Jahres 1938 der „Zwiazek 
Goſpodarczy Spoldzielni Rolniczo⸗Handlowych“ feine Tätigkeit aufgenommen. Er iſt ein 
Ableger der „PZPZ3“, der ſtaatlichen Getreidehandelsgeſellſchaft, die 1931 als Werkzeug 
der Getreideſtützungspolitik des Staates errichtet worden iſt, über einen großen Beſitz in 
Speichern und Mühlen verfügt, ohne daß jedoch die ihr urſprünglich zugedachten Aufgaben 
heute noch beſtünden. Die neue Zentrale wird alſo mit 2,7 Millionen Zloty Grundkapital 
ein Stützpunkt des ſtaatlichen Einfluſſes im landwirtſchaftlichen Waren⸗ 
handel, vor allem im Getreidegeſchäft ſein. Ebenſo iſt aus der Initiative des Staates die 
neu gegründete Zentrale für die polniſchen Viehverwertungs⸗Ge⸗ 
noſſenſchafken (Rolnicza Spölka Miesna“) mit einem Geſellſchaftskapital von 
300 000 Zloty entſtanden, das zunächſt faſt ausſchließlich von der ſtaatlichen „Bank 
Rolny“ übernommen worden iſt. 

In all dieſen Vorgängen ſind die Bemühungen des polniſchen Staates 
zu erkennen, dem polniſchen Genoſſenſchaftsweſen die Einheit zu geben, die es ur⸗ 
ſprünglich nicht gehabt hat. Das polniſche Genoſſenſchaftsweſen iſt aus drei verſchiedenen 
wirtſchaftlichen, organiſatoriſchen, kulturellen und rechtlichen Quellen im gemeinſamen 
Staat zuſammengefloſſen. Zwar iſt ſchon 1920 eine gemeinſchaftliche genoſſenſchafts⸗ 
rechtliche Grundlage durch das Genoſſenſchaftsgeſetz geſchaffen worden, das im weſent⸗ 
lichen dem deutſchen Vorbild folgte. Die Neuordnung von 1934 hat die Vereinheit⸗ 
lichung weitergeführt. Dieſe Maßnahmen ſind ebenſo wie alle anderen, die auf genoſſen⸗ 
ſchaftlichem Gebiet erfolgt ſind, ausgeſprochen „etatiſtiſch“ geweſen. Das zeigt ſich auch 
in einem verhältnismäßig hohen Mitgliederzugang von juriſtiſchen Perſonen in den 
Genoſſenſchaften. Das eingangs erwähnte Buch ſchließt mit folgenden Worten: „Die 
Kräfte, die zu genoſſenſchaftlichen Bindungen führen, ſind in Polen ſtark und lebendig. 
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noch leichter auswirken können. Wenn der Staat der genoſſenſchaftlichen Initiative 
genügende Freiheit läßt, wird das Genoſſenſchaftsweſen in Zukunft wahrſcheinlich an Be⸗ 
deutung für die Wirtſchaft Polens und ihre Organiſation gewinnen. Denn alle Voraus⸗ 
ſetzungen dafür ſind gegeben.“ 


Neues Preſſerecht in Polen 


Am 28. November d. J. iſt in Polen ein neues Preſſegeſetz in Kraft getreten. 
Es iſt als Verordnung des Staatspräſidenten vom 21. November im polniſchen Geſetz⸗ 
blatt („Dziennk Uſtaw“, Nr. 89 vom 22. 41. 1938) erſchienen und ſetzt ſich aus 75 Artikeln 
zuſammen. So häufig in Polen auch von der Dringlichkeit einer ſtrafferen und einheit⸗ 
lichen Preſſegeſetzgebung geſchrieben und geſprochen worden iſt, ſo iſt das Dekret des 
Staatspräſidenten der polniſchen Oeffentlichkeit doch gänzlich überraſchend gekommen. 
Man hat nämlich bislang in polniſchen politiſchen Kreiſen den Eindruck gehabt, daß die 
Regierung mit der Schaffung eines neuen Preſſegeſetzes keine Eile habe. Faſt alljährlich 
während der Haushaltsberatungen im Sejm ift die Frage einer Normierung der Preſſe⸗ 
verhältniſſe in Polen berührt worden, aber die Regierungsvertreter haben ſich bisher 
ſtets auf die Bejahung der Notwendigkeit einer ſolchen Regelung beſchränkt, ohne aber 
über die Inangriffnahme eines entſprechenden Verordnungsentwurfs, das Stadium dieſer 
Arbeiten oder gar über den Zeitpunkt ſeiner Vorlage an die geſetzgebenden Kammern 
etwas verlauten zu laſſen . Heute ift es klar, was die polniſche N zu einer ſolch 
unbeſtimmten Haltung veranlaßt hat. Es ſind Erwägungen innerpolitiſcher Zweckmäßig⸗ 
keit geweſen. Die Regierung hat ſich geſcheut, ein ſolches Geſetz von den parlamentariſchen 
Körperſchaften, in denen ſie über keine ſichere Mehrheit verfügte, beraten zu laſſen. Sie 
hat ſich in dieſer heiklen Frage nicht der Gefahr einer Schlappe ausſetzen wollen. So hat 
ſie Jahre lang auf einen günſtigen Augenblick, die Oeffentlichkeit mit dem Erlaß eines 
Preſſegeſetzes zu überrumpeln, gewartet. Das iſt ihr jetzt auch gelungen, und es iſt in 
recht origineller Weiſe geſchehen: 

Der Miniſterpräſident Skladkowſki hat unerwartet etwa 100 polniſche Preſſevertreter 
und Vertreter des Zeitungsverlegerverbandes zum Tee ins Miniſterpräſidium geladen, 
ohne vorher über den Zweck dieſer Einladung etwas zu ſagen. In ſeiner kurzen Anſprache 
hat er den Erſchienenen mitgeteilt, daß er fie mit dem Entwurf eines neuen Preſſegeſetzes 
bekannt machen wolle. Er habe ſchon einmal das Vergnügen gehabt, ein ſolches Geſetz 
zu verkünden. Es ſei dem Sejm im Jahre 1927 vorgelegt worden, habe dort damals aber 
wenig Anklang gefunden, und er habe ſich obendrein noch vor dem Sejm wegen ſeines 
Geſetzes entſchuldigen müſſen. Da er alſo ſchlechte Erfahrungen mit dem Sejm gemacht 
habe, ſolle ihn auch jetzt niemand dazu zu überreden verſuchen, den nun vorliegnden 
neuen Entwurf etwa wieder durch den Sejm gehen zu laſſen. Darauf hat der Juſtiz⸗ 
miniſter die ſo überraſchten Gäſte mit den Inhalt des Geſetzentwurfes in großen Zügen 
bekannt gemacht. Es hat ſich eine Diskuſſion angechloſſen, die ſich aber nicht um irgend⸗ 
welche Abänderungsvorſchläge grundlegender Art, ſondern im Weſentlichen um den Termin 
der Verkündung des Geſetzes gedreht hat. Immerhin hat der Juſtizminiſter den Vertretern 
der Preſſe eine kurze, kaum 24ſtündige Friſt zugeſtanden, innerhalb welcher er noch etwaige 
Wünſche und Vorſchläge anhören wollte. Eine Abordnung der Schriftleiter und Verleger 
hat dann auch nach einer Nachtſitzung noch einmal bei ihm vorgeſprochen. Doch hat die 
grundſätzliche Linie des Geſetzes durch das Vorbringen von Einwendungen gegen ver⸗ 
ſchiedene Beſtimmungen nicht mehr beeinflußt werden können; als wichtigſte Nader 
hat der Miniſter lediglich zugeſtanden, daß der Umfang der ſogenannten Zwangs⸗ 
kommuniqués, die die Preſſe auf Anordnung der Behörden ohne Angabe der Herkunft 
und unter Verzicht auf jede eigene Kommentierung aufzunehmen gehalten ſind, von 
300 auf 250 Zeilen reduziert wird. 

Abgeſehen von der Vereinheitlichung der rechtlichen Beſtimmungen 
für das ganze Staatsgebiet, bringt das Preſſegeſetz eine neue Ausrichtung der 
polniſchen Preſſepolitik, indem es praktiſch mit dem Grundſatz der unein⸗ 
geſchränkten Preſſefreiheit bricht. Es ſetzt dieſer Freiheit eine Grenze, 
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Sie werden ſich mit dem zunehmenden wirtſchaftlichen Wohlſtand der Bevölkerung nur 


und dieſe Grenze wird von der Staatsraiſon beſtimmt. In Zukunft werden Preſſe⸗ 
äußerungen, die dem Allgemeinwohl zuwiderlaufen, unter Strafe geftellt . Die Auslegung 
des Begriffs „Gemeinwohl“ liegt der Regierung ob. Sie hat damit eine rechtliche Hand⸗ 
habe erlangt, gegen Organe der öffentlichen Meinungsbildung einzuſchreiten, wean ſie auf 
innen: oder außenpolitiſchem Gebiet den Intereſſen des Staates, d. h. dem Wohle der 
Volksgemeinſchaft entgegen handeln. Im Folgenden ſeien, in Anlehnung an die von der 
Polniſchen Telegraphenagentur herausgegebenen amtlichen Verlautbarung, die wichtigſten 
Beſtimmungen des Dekretes genannt: Auf jedem Druckerzeugnis muß in polniſcher 
Sprache der Verlag und der Ausſtellungsort, der Herausgeber und der Erſcheinungsort 
angegeben ſein. Die Verlagsleitung iſt verpflichtet, unverzüglich nach Herſtellung des 
erſten Druckes koſtenloſe Exemplare an folgende Stellen zu liefen: an den Staatsanwalt 
des zuſtändigen Amtsgerichts drei Exemplare jeder Zeikung und je ein Exemplar jedes 
anderen Drucks, an die zuſtändige Kreisverwaltungsſtelle (Landrat) je drei Exemplare 
jeden Drucks. Zuſtändig iſt der Staatsanwalt des Gerichts, in deſſen Bezirk ſich der 
Erſcheinungsort befindet. Wenn letzterer im Ausland iſt, iſt der Staatsanwalt des Gerichts 
zuſtändig, in deſſen Bezirk der Druck hergeſtellt wird. Dasſelbe gilt für die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsbehörde. Wenn der Druck im Ausland hergeſtellt wird, iſt für die Zu⸗ 
ſtellung der Exemplare der Herausgeber verantwortlich. Artikel 6 beſagt, daß die Druck⸗ 
erzeugniſſe unverzüglich nach Lieferung der Pflihteremplare an die Verwaltungs⸗ 
behörde verbreitet werden können. 

Abſatz 3 enthält die Vorſchriften über graphiſche Anſtalten und 
Druckvertriebe. Aus dieſem Abſatz iſt die Beſtimmung bemerkenswert, daß jede 
graphiſche Anſtalt einen Verwalter haben muß, der polniſcher Staatsbürger ſein, auf 
polniſchem Staatsgebiet wohnen und im Beſitz der . Ehrenrechte fein muß. 
Er darf nicht wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens aus niederen Beweg⸗ 
gründen beſtraft fein. Artikel 13 dieſes Abſatzes gibt der Kreisverwaltungsbehörde das 
Recht, in den graphiſchen Anſtalten und Druckbetrieben Kontrollen durchzuführen, um 
feſtzuſtellen, ob die Vorſchriften des Preſſedekrets beachtet werden. Artikel 14 ſtellt feſt, 
daß für Strafen, Entſchädigungen und Gerichtskoſten, die dem Verwalter auf Grund 
eines Preſſevergehens auferlegt ſind und von dieſem nicht einzutreiben ſind, der Beſitzer, 
Nutznießer oder Pächter, der den Verwalter beſtimmt hat, haftbar iſt. 

Abſatz 4 betrifft die Zeitungen. Auf jedem Exemplar müſſen die laufende Nummer, 
das Datum und der Schriftleiter angegeben ſein. Bei mehreren Schriftleitern ſind alle 
anzugeben und ihre Reſſorts zu bezeichnen. Schriftleiter kann nur der genannt werden, 
der das Recht hat, über den Inhalt der ganzen Zeitung oder den Teil, den er redigiert, 
zu beſtimmen. Schriftleiter kann nur ein polniſcher Staatsbürger ſein, der auf polniſchem 
Staatsgebiet wohnt und im vollen Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte if. Schrift⸗ 
leiter kann dagegen nicht ſein, wer: à) rechtskräftig wegen eines Staats⸗ 
verbrechens oder eines Verbrechens gegen die Intereſſen des Staates ſowie gegen die 
internationalen Beziehungen oder wegen eines Verbrechens gegen die Sicherheit des 
Staates verurteilt iſt; b) wer wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens aus eigen⸗ 
nützigen oder anderen niederen Beweggründen beſtraft iſt, und zwar im Laufe von fünf 
Jahren von der Verbüßung der Strafe ab; c) wer dreimal durch rechtskräftige Urteile 
wegen Preſſevergehens während der letzten drei Jahre beſtraft wurde, und zwar im Ver⸗ 
laufe von fünf Jahren von der Verbüßung der letzten Strafe ab; d) der Schriftleiter 
einer verbotenen Zeitſchrift, ſolange das Verbot dauert, aber nicht länger als zwei Jahre. 
Für Zeitungen, die in nichtpolniſcher Sprache erſcheinen, beſteht 
eine Erſchwerung inſofern, als fie verpflichtet find, für eine koſtenloſe Ueberſetzung der 
Kommuniqués der Regierung zu ſorgen und beim Druck zu bemerken, daß das Kommuni⸗ 
qué in Uleberſetzung der Redaktion veröffentlicht wurde. Auch Berichtigungen, die den 
Redaktionen in polniſcher Sprache zugeſchickt werden, müſſen koſtenlos überſetzt werden. 
Artikel 39 beſagt u. a.: Wenn der Inhalt einer Zeitſchrift die Züge eines Verbrechens 
oder eines beſonders ſchweren Vergehens enthält, das von amtswegen verfolgt wird, dann 
kann das Gericht auf Antrag des Staatsanwaltes ein Verbot der Zeitſchrift von 
3 Monaten bis 5 Jahren oder für immer verfügen, ſofern aus mehrfachen Beſchlag⸗ 
nahmungen hervorgeht, daß die weitere Herausgabe der Zeitſchrift die öffentliche Ordnung 
bedrohen würde. 

Ein beſonderer Abſchnitt behandelt das Zeitſchriftenweſen. Jedes Exemplar 
einer Zeitſchrift muß den Namen des Schriftleiters enthalten. Sind mehrere Schrift⸗ 
leiter vorhanden, fo müſſen alle genannt und die Sparten bezeichnet werden, für die jeder 
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einzelne zuſtändig iſt. Die Herausgabe einer Zeitſchrift erfolgt durch Anmeldung bei der 
zuſtändigen Verwaltungsbehörde. Erteilt dieſe innerhalb von zwei Wochen keine Antwort 
oder kündigt ſie nicht ſchon vorher ihre Vorbehalte an, dann kann mit der Herausgabe der 
Zeitſchrift begonnen werden. Ein weiterer Abſchnitt behandelt ſchließlich noch die Buch⸗ 
herausgabe. Ein Buch im Sinne der Verordnung iſt ein Druckerzeugnis, das über 
zwei Druckbogen (32 Seiten) Text verfügt. Für die Herausgabe einer Zeitung, einer 
Zeitſchrift oder zur Führung einer Druckerei oder graphiſchen Anſtalt beſteht auch in 
Zukunft kein Konzeſſionszwang. Das Deklarationsſyſtem wird alſo weiter aufrecht: 
erhalten. 

Die Aufnahme, die das neue Preſſegeſetz bei den nicht zum engeren Kreis der 
Regierungsblätter gehörenden polniſchen Preſſe gefunden hat, iſt, wie nicht anders zu 
erwarten war, kühl bis ſcharf ablehnend. „Tiefe Unruhe und ernſte Sorge“ 
erfüllt den „Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ über die neue Preſſepolitik. Er fühlt einen 
„Abſchnitt im kulturellen Leben“ Polens zu Ende gehen, in dem man ſich — ach ſo 
großzügig — über alle Theſen der „moraliſchen Abruͤſtung“, ohne irgendwelche obrigkeit⸗ 
liche Beeinträchtigung zu fürchten, hinwegſetzen konnte, und eine neue Aera beginnen, die 
ihn vielleicht dazu anhalten könnte, manches unkontrollierte Gerücht, daß ſich ſo wirkungs⸗ 
voll als Senſation aufbauſchen ließ, zu unterdrücken, und verantwortungsvoller, als er 
und viele andere Senſationsblätter ſeines Genres bis dahin gewohnt waren, ſeine Leſer zu 
informieren. Beſondere Sorgen machen ihm die vielen Unklarheiten und Ungenauigkeiten 
der Beſtimmungen im Hinblick auf die verſchiedenen Auslegungsmöglichkeiten. Der 
nationaldemokratiſche „Dziennik Narodowy“ klagt darüber, daß man nicht mehr von 
Preſſefreiheit ſprechen könne, denn jede Zeitung ſei gezwungen, Regierungsartikel zu ver⸗ 
öffentlichen, die weder ihrer Ideologie noch ihrer politiſchen Einſtellung entſprechen. Der 
er ſte . Verſtaatlichung der Preſſe ſei alſo getan. Das 
Warſchauer „ABC“ geht noch weiter und behauptet, daß das Preſſegeſetz der Regierung 
die Möglichkeit gebe, auch die oppoſitionelle Preſſe zu Werkzeugen der Regierungs⸗ 
propaganda zu machen, und das Wilnaer „Slowo“ vertritt die Auffaſſung, daß die 
Beſtimmungen des neuen Preſſegeſetzes weder mit dem Buchſtaben noch mit dem Geiſt der 
Verfaſſung zu vereinbaren ſeien. In Kreiſen der Katholiſchen Aktion, d. h. der politiſch 
intereſſterten Geiſtlichkeit, ſchließlich werden Befürchtungen laut, daß die bisherige Ein⸗ 
miſchung in die Innen- und Außenpolitik, wie fie ſich vor allem in der feindſeligen Propa⸗ 
ganda er Organe gegen den Nationalſozialismus kundtut, nun auf Grund des neuen 
Preſſegeſetzes zum Schaden der „Pflege des ſtaatsbürgerlichen Gedankens und der Ber: 
antwortung für das eigene Volk“ beeinträchtigt werden könnte. 

Es beſteht kein Zweifel, daß die polniſche Regierung die Möglichkeiten, die ihr das 
Preſſedekret gibt, auf inner politiſchem Gebiet weitgehend ausſchöpfen wird. Noch nicht 
borausfehen läßt ſich dagegen, inwieweit die maßgebenden Faktoren ſich dieſes wirkſamen 
Inſtrumentes bedienen werden, um die Preſſe von einem Kurſe abzudrängen, der den 
Richtlinien der amtlichen Außen politik zuwiderläuft und der in der Vergangenheit 
häufig die Beziehungen zu anderen Ländern empfindlich zu ſtören geeignet war. Daß dieſe 
Frage beſonders intereſſiert, darf nicht wundernehmen in Hinblick auf die Erfahrungen, 
die verſchiedene Länder mit der Wirkungsweiſe der mit Polen ge: 
ſchloſſenen Preſſeverſtändigungsabkommen gemacht haben. Seitens 
dieſer Länder glaubt man jedoch, nunmehr gewiſſe Verantwortlichkeiten zu erkennen, die 
die polniſche Regierung durch die Neuordnung der Preſſeverhältniſſe ſich ſelbſt auferlegt 
hat, und nimmt mit Genugtuung davon Kenntnis, denn man erwartet, daß es künftig 
genügt, auf das neue Preſſegeſetz und feine vielen Möglichkeiten behördlicher Ingerenz 
zu verweiſen, um die zuständigen Stellen ohne Zögern zu veranlaſſen, ſchädlichen Preſſe⸗ 
manövern ein unmißverſtändliches Halt zu gebieten. 


Der Wandkalender für das Sabe 1930 
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„Mehr als das Statut“ 


„ . Wenn man uns jetzt ſagt: „Jetzt werden wir das Statut erfüllen’, fo antworten 
wir: „Wir glauben es Euch nicht. Ihr werdet uns ſchon etwas mehr geben 
müſſenals das Statut“. Zu dieſer grundſätzlichen Kennzeichnung der Forderung, 
die das Memeldeutſchtum erhebt, hat der Stellvertreter Dr. Neumanns, Ber tuleik, 
einem Berichterſtatter des „Lietuvos Aidas“ am 2. Dezember einige Erläuterungen Bee 
„Gewiß, wir wollen manches mehr als das Statut. Das Statut hat ung gewiſſe Rechte 
eingeräumt, die jedoch von Seiten der Zentralregierung nicht in vollem Umfang reſpektiert 
worden find. Wir haben indeſſen noch anderegrundſätzliche Sorgen, 
für die der Rahmen des Statuts zu engiſt. Daher muß der Ausdruck, daß 
wir etwas mehr als das Statut wollen, als unſer Wille zur Erweiterung des Rahmens, 
in deſſen Grenzen wir alle unſere Lebensintereſſen auf natürliche Weiſe ordnen können, 
verſtanden werden. So wollen wir beiſpielsweiſe die wirtſchaftlichen 
Angelegenheiten regeln können. Jetzt ſind wir in unſeren wirtſchaftlichen 
Angelegenheiten beſchränkt; denn dieſe werden von der Zentralregierung geregelt. Wir 
wollen, daß ſich unſere wirtſchaftlichen Beziehungen unabhängig von Großlitauen auf dem 
natürlichen Wege entwickeln. Wir wollen aber nicht nur eine wirtſchaftliche, ſo ndern 
auch eine kulturelle Freiheit. Die Mehrheit der Bevölkerung des Memel⸗ 
landes ift ein Teil des großen deutſchen Volkskörpers und es iſt daher ſelbſtverſtändlich, 
daß ihre kulturellen Beziehungen zu dieſem ſelbſtändig geordnet werden müſſen. Die 
Autonomie hat dafür keine klar umriſſene Handhabe gegeben. Daher müſſen wir praktiſche 
Wege ſuchen und finden, um für dieſe kulturelle Zuſammenarbeit Normen zu ſchaffen. 
Das Statut kann, obwohl von ihm viel geſprochen wird, für uns nicht das 
geeignete Mittel zur Befriedung unſerer Beſtrebungen ſein, 
da es letzten Endes nichts mehr als ein toter Buchſtabe iſt.“ 

Am 7. Dezember, vier Tage vor der Wahl, hat dann auch noch einmal Dr. Neu⸗ 
mann in ſcharfen und entſchloſſenen Worten das Maximum der Bindungen, die es 
künftighin zwiſchen dem Memelgebiet und Litauen geben wird, mit der notwendigen 
Klarheit umriſſen. Dr. Neumann hat u. a. geſagt: „. . Ich habe Achtung vor eines 
jeden Volkes Kultur, und ich ſchätze das litauiſche Volk ob ſeiner Freiheitsliebe. Aber 
der Clique, die uns im Memelgebiet das Recht genommen hat, 
der gilt mein Kampf. Meine Heimat ſoll wieder frei werden. Das iſt unſer 
Recht, unſer doppeltes Recht, weil es verbrieft iſt in Konvention und Statut, dem 
eine Präambel vorausgeſchickt iſt: Zur Sicherung der überlieferten Rechte des Memel⸗“ 
gebietes und der Kultur ſeiner Bewohner ... Es wäre töricht, geringſchätzig über den 
litauiſchen Kulturſtand zu ſprechen. Wo Jahrhunderte freier Fortentwicklung fehlen, 
können zwanzig Jahre keinen Ausgleich ſchaffen. Für mich jedenfalls iſt der Bauern⸗ 
hof in Großlitauen, ſo ärmlich er mitunter iſt, Gegenſtand unverhohlener Achtung. 
Er hat dem Anſturm ſlawiſchen Geiſtes ſtandgehalten und mit 
deutſcher Hilfe litauiſche Kultur aus der Knechtſchafthinüber⸗ 
gerettet. Dieſen Bauernhof, das möchte ich doch einmal in aller Oeffentlichkeit den 
ſogenannten Kulturbringern von drüben ſagen, den pflegt erſt einmal. Das iſt Eure 
Burg und, ehe Ihr zu uns kommt, kehrt erſt einmal in Eurem Haus. Habt Ihr ſchon 
vergeſſen, was die Internationale Kommiſſion, die an die Botſchafterkonferenz im Jahre 
1923 berichten ſollte, geſchrieben hat: „Die Oſtgrenze des Memelgebietes, die frühere 
deutſch⸗ruſſiſche Grenze, iſt eine wirkliche cheide ohne Uebergang 
zwiſchen zwei verſchiedenen Ziviliſationen, die mindeſtens 
durch ein Jahrhundert von einander getrennt find... Und da 
liegt die Tragik unſeres Schickſals: Ein Wirtſchaftsgebilde, das einem hochentwickelten 
Induſtrieſtaat zugehörte, wurde einem neu geborenen Staat zugeteilt, der aus unvorſtell⸗ 
barer Anſpruchsloſigkeit und augenfälliger Rückſtändigkeit kam. Solange bei freiem 
Handel nach Deutſchland eine gewiſſe Hochkonjunktur in den Preiſen der landwirtſchaft⸗ 
lichen Produkte beſtand, war die unnatürliche Verbindung dieſer beiden Gebiete noch zu 
ertragen. Mit den abſinkenden Preiſen aber und dann erſt recht bei Beginn der autar⸗ 
kiſchen Wirtſchaft mußte es zur Kataſtrophe kommen... Statt uns den neuen Staat 
zum gemeinſamen Gut aller Bürger zu machen, hat man uns all die Methoden fühlen 
laſſen, die das litauiſche Volk in ſeiner jahrhundertelangen Abhängigkeit zur Genüge 
ſelbſt ausgekoſtet hat. Statt aus den eigenen Klageliedern zu lernen, 
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hat man es verſtanden, mit teufliſcher Luft ung ein reichlich 
Maß bitterer Tränen abzupreſſen. .. Statt das wir gefügig wurden, 
ſchloſſen wir uns zu einer Gemeinſchaft der Not und der Abwehr zuſammen. Lüge und 
Unrecht iſt der Leute Verderben. An ihnen geht der Einzelne, an ihnen gehen auch Völker 
zugrunde... Wir waren einſt willens, mit an die Freiheitsaltäre des wiedergeborenen 
litauiſchen Volkes zu treten, jedoch als freie Männer. Statt unſeren Verſtändigungs⸗ 
willen zu achten, hat man uns mit Schimpf und Schande bedacht. Nicht wir tragen 
die Verantwortung dafür, daß wir uns jetzt abgekehrt haben und den Kampf nur noch 
für unſere Freiheit und unſer Recht kämpfen. Wir find wohl dem Buchſtaben 
nach noch litauiſche Staatsbürger, innerlich aber beſteht kein 
Zuſammenhang mehr“. 

Die Grenzen zwiſchen dem Memelgebiet und Litauen find in dieſen Worten Dr. Neu⸗ 
mann und ſeines Stellvertreters in großen Zügen feſtgelegt worden. Wie ſie im Einzelnen 
verlaufen werden, das wird nicht zuletzt von den Litauern ſelber abhängen. Es iſt völli⸗ 
ſinnlos für Litauen, darauf zu hoffen, daß es ihm noch einmal gelingen werde, ſich durch 
übertriebene Willfährigkeit gegenüber irgendeinem anderen Staat, wie etwa Polen, gegen 
das Deutſche Reich freie Hand in der Memelfrage zu ſchaffen. Und es gehört nicht viel 
Phantafie dazu, um zu begreifen, daß jeder Verſuch der Litauer, ſich den Beſtrebungen der 
Memeldeutſchen entgegenzuſtellen, deren Entſchloſſenheit, ſich der von ihnen niemals 

gewunſchten Vekömdoung nut Litauen zu entzieyen, nur feſtigen' rann. 


Ein Kapitel deutfcher Kulturarbeit 


Je mehr ſich die Forſchung der Geſchichte der Volkwerdung der Letten zuwendet, um ſo 
deutlicher tritt die Bedeutung des Beitrages, den das Deutſchtum zu dieſer Geſchichte 
geliefert hat, in Erſcheinung. Die Ausbildung der lettiſchen Sprache zur 
Schriftſprache und damit letzten Endes die Bewahrung dieſer Sprache vor der 
Gefahr, in der Nachbarſchaft überlegener Kulturſprachen zu entarten oder ganz zu 
erlöſchen, iſt zu einem weſentlichen Tell deutſches Verdienſt geweſen. Auch ſind es aus⸗ 
ſchließlich die Deutſchen und in allererſter Linie die deutſchen Paſtoren geweſen, von 
denen bereits im 18. Jahrhundert die Grundlagen eines lettiſchen Bil: 
dungsweſens gelegt worden ſind. Und nicht zuletzt ſind es wiederum deutſche 
Wiſſenſchaftler geweſen, die, ſich liebevoll in Weſensart und Vergangenheit der 
Undeutſchen verſenkend, Entſcheidendes dazu beigetragen haben, daß das lettiſche Volks⸗ 
kum zur Bewußtheit erwacht iſt und ſeinen Platz unter den Völkern Europas hat ein⸗ 
nehmen können. Einen lehrreichen Einblick in dieſe Zuſammenhänge hat u. a. Heinrich 
Schaudinn in ſeinem 1937 erſchienenen Buch „Deutſche Bildungsarbeit am lettiſchen 
Volkstum des 18. Jahrhunderts“ gegeben. (Siehe „Oſtland“, Nr. 5/1938, Seite 84). 
Einen neuen intereſſanten Beitrag zu dieſer Frage hat nun auch Jürgen von Hehn 
in feiner Arbeit „Die lettiſch⸗literäriſche Geſellſchaft und das 
„eraneftuff N ieye“ Ohtybeſprechung) gegeben. 

Dieſe, im Jahre 1827 gegründete und faſt ausſchließlich von deutſchen Paſtoren 
getragene Geſellſchaft iſt viele Jahrzehnte hindurch eine der hauptfächlichſten 
Pflegeſtätten der deutſchen Bildungsarbeit am Leffenfum und 
der deutſchen Forſchungsarbeit über das Lettentum geweſen. Ihre 
Blütezeit hat die Geſellſchaft, die ſich in ihrem lettiſchen Doppelnamen ſelbſt als „Geſell⸗ 
ſchaft der Lettenfreunde“ bezeichnet hat, unter der Leitung Auguſt Bielenſteins 
erlebt, in deſſen Lebenswerk ſich die deutſche Mitwirkung an der VBolkwerdung der Letten 
in geradezu klaſſiſcher Weiſe repräſentiert. Bielenſtein hat die lettiſch⸗literäriſche Geſell⸗ 
ſchaft 31 Jahre lang, von 1864 bis 1895, geleitet. „Heimatliebe, der die Düna 
keine Grenze iſt, Humanität, die auch den Geringen achtet und ihn zu wahrer 
Bildung emporzuziehen ſich bemüht, chriſtliche Geſinnung, deren Kern un- 
eigennüßige Liebe iſt, und das alles in bezug auf unſere Letten und in ernſtem 
wiſſenſchaftlichen Sinne“, fo hat Bielenſtein die Arbeitsgrundſätze der Geſell⸗ 
ſchaft charafterifiert. 

Sein Hauptintereſſe hat ſtets der Erforſchung und Weiterbildung der 
lettiſchen Sprache gegolten. Schon vor feinem Amtsantritt als Präſident der 
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Geſellſchaft hat er ſich durch mehrere ſprachwiſſenſchaftliche Werke, wie vor allem durch 
die von der Petersburger Akademie der Wiſſenſchaften preisgekrönte Arbeit über „Die 
lettiſche Sprache nach ihren Lauten und Formen“, einen Namen gemacht. In der Er⸗ 
forſchung der lettiſchen Mundarten hat Bielenſtein bahnbrechend gewirkt. 
Die Sprachſtudien haben dann auch fein Intereſſe für die Volkspoeſie und 
tradition der betten geweckt. Durch eigene Sammeltätigkeit und unter Mithilfe 
der deutſchen Paſtoren und der Mitglieder der Geſellſchaft hat Bielenſtein große Mengen 
lettiſcher Volkslieder, Märchen, Sagen, Rätſel, Sprichwörter, Zauber formeln uſw. 
uſammengetragen, dadurch die Arbeiken ſeiner Vorgänger, wie z. B. die Volkslieder⸗ 
amg des Paſtors Büttner, weſentlich ergänzend. it dem geſammelten Material 
hat Bielenſtein weſentlich ar Begründung einer wiffenfhaftlid fun: 
dierten lettiſchen olkskunde und Volksſpychologie beitragen 
können. Von ſeinen Sprachſtudien her hat er auch den Weg zur Erforſchung der lettiſchen 
Geſchichte gefunden. Von anderen Deutſchen, wie Propſt von Raiſon und Paſtor Bier: 
huff, unterſtützt, hat er ſich um die Erforſchung der Burgberge und Opfer⸗ 
ſtätten bemüht, und an Hand ſeiner Ortsnamenſtud ren hat er die geſchichtlichen 
Zuſammenhänge des Lettenlandes zu klären verſucht. Die Frucht dieſer Arbeiten iſt das 
von der UIniverſität Dorpat prämierte Werk über „Die Grenzen des lettiſchen Volks⸗ 
ſtammes und der lettiſchen Sprache in der Gegenwart und im 13. Jahrhundert“ geweſen. 
Eine weitere Frucht ſeiner häufigen Reiſen durch das Land und ſeiner Studien lettiſcher 
Altertümer iſt ſein letztes 8 kulturhiſtoriſches Werk über „Die Holz 
bauten und die Holzgeräte der Letten“ geweſen. 

Bei all' ſeinen Arbeiten hat Bielenſtein in der lettiſch⸗literäriſchen Geſellſchaft ſtets 
tätige Unterſtützung gefunden; die Sammlung des geiſtigen Volksgutes der Letten hat 
lange Zeit in dieſer deutſchen Geſellſchaft ihre zentrale Pflegeſtätte gehabt. Durch ent⸗ 
ſprechende Aufklärung hat ſie auch in der lettiſchen Bevölkerung ſelbſt Verſtändnis und 
Intereſſe für die Zeugen der lettiſchen Vergangenheit und für die Erhaltung und Pflege 
der volkskulturellen Traditionen geweckt. Ein ungeheures Material ift in der Aera 
Bielenſtein von der Geſellſchaft zuſammengetragen und von dieſem ſelbſt oder anderen 
deutſchen Gelehrten verarbeitet worden. Dre Geſellſchaft hat durch Bielen⸗ 
ſtein das Verdienſt, die Letten mit ihren Kulturgütern in den 
Bannkreis der europäiſchen Wiſſenſchaft gezogen zu haben. 
Neben dieſen Arbeiten, die neu in Angriff genommen wurden, find in der Aera Bielenftein 
von der Geſellſchaft auch die Zweige der Bildungsarbeit fortgeführt worden, die ſchon ſeit 
Generationen der deutſchen Paſtorenſchaft Kur⸗ und Liplands befonders am Herzen gelegen 
hatten: die für das kirchliche Leben grundlegenden Bücher, Bibel, Katechismus, 
Geſangbuch und Agende, die bereits ſeit dem 18. Jahrhundert in der damals von 
deutſchen Paſtoren beſorgten lettiſchen Ueberſetzung vorlagen, ſind entſprechend der in⸗ 
zwiſchen erfolgten Fortbildung der lettiſchen Sprache neu bearbeitet und herausgegeben 
worden. Während des ruſſiſch⸗kürkiſchen Krieges hat die Geſellſchaft für die Heraus⸗ 

abe eines „Troſtbüchleins“ für die Soldaten lettiſcher Volkszugehörigkeit Sorge getragen. 
Herner iſt die damals ſeit langer Zeit ſtockende Bearbeitung eines lettiſch⸗ 
deutſchen und deutſch⸗lettiſchen Lexikons von den Paſtoren Lllmann, 
Döbner und Braſche zu Ende geführt worden. Den lexikaliſchen Arbeiten hat auch Bielen⸗ 
ſtein Ir hervorragende Kenntnis der lettiſchen Sprache zur Verfügung geftelle. Nach 
dem Erſcheinen des etwa 40 000 Worte aufweiſenden Lexikons im Jahre 1880 hat die 
Geſellſchaft durch ihre Mitglieder die Fortentwicklung der Sprache, die damals bereits 
von Publiziſten lettiſcher Abſtammung (in oft gewalkſam anmutender Weiſe) vorwärts⸗ 
getrieben wurde, ſtändig verfolgt und in ihren Archiven reiches Material für eine künftige 
Neuausgabe des Wörterbuches zuſammengetragen. Auch mit der Rechtſchreibungs⸗ 
frage hat ſich die Geſelſſchaft laufend befaßt, was um ſo notwendiger war, als ſich 
von den lettiſchen Publiziſten jeder ſeiner eigenen Orthographie zu bedienen pflegte. 
Bielenſtein ſelbſt hat mehrfach durch die Herausgabe von Nechtſchrelbungsrictlinlen eine 
Vereinheitlichung anzuſtreben verſucht, ohne aber das orthographiſche Durcheinander, das 
vor allem in den lettiſchen Kreiſen herrſchte, bannen zu können. Mit größerem Erfolg iſt 
die Geſellſchaft um die möglichſte Fernhaltung deutſcher und ruſſiſcher 
Ueberfremdungen von der lektiſchen Sprache bemüht geweſen. 

Neben der umfangreichen wiſſenſchaftlichen Tätigkeit hat ſich die Geſellſchaft in der 
Aera Bielenſtein auch die unmittelbare Bildungsarbeit am lettiſchen 
Volkstum angelegen ſein laſſen. Sie hat durch die Ausſetzung von Preiſen und durch 
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andere Mittel die Herausgabe vo Te Fer 7 
Dabei hat fie ſich nicht bloß auf dem Gebiete der Kirchen: und Schulliteratur betätigt, 
ſondern auch jungen aufſtrebenden Kräften lettiſchen Volkstums 
ihre Unterſtützung zuteil werden laſſen. Sie hat ſich in Zuſammenarbeit 
mit anderen deutſchen Stellen um die Ausbildung lettiſcher Schullehrer 
gekümmert und, z. B. durch die Veranſtaltung des erſten kurländiſchen Geſangfeſtes in 
Doblen im Jahre 1870, der Pflege des lettiſchen Volksliedes ihre Beach⸗ 
tung geſchenkt. Vor allem aber hat ſie ſich auch der Preſſe als des wirkſamſten 
Mittels der Volksbeeinfluſſung bedient, iſt aber gerade auf dieſem Gebiete immer darauf 
bedacht geweſen, nach Möglichkeit jede politiſche Tendenz zu vermeiden. Das Organ, 
deſſen ſich die Geſellſchaft bedient hat, find die ſeit 1822 erſcheinenden „Latvieſu 
avizes“ geweſen. Dieſes Blatt hat es im Jahre 1878, alſo in der Aera Bielenſtein, 
auf 8 300 Abonnenten gebracht und iſt damit damals die weiteſtverbreitete Zeitung in 
lettiſcher Sprache geweſen. In ſpäterer Zeit haben die „Latvieſu avizes“ in wachſendem 
Maße mit der Konkurrenz der lettiſch⸗nationalen Zeitungen zu kämpfen gehabt: wie ſich 
überhaupt auf dem Gebiete der Preſſe die für die Stellung der Deutſchen in Kur- und 
Livland letzten Endes politiſch ſchädlichen Wirkungen der deutſchen Bildungsarbeit am 
Lettentum und der deutſchen Kulturarbeit für das Lettentum am eheſten bemerkbar 
gemacht haben. 

Dieſe Arbeit hat ſich mit dem durch fie ermöglichten oder doch zum mindeſten in ent⸗ 
ſcheidendem Maße mitbewirkten Mündigwerden des lettiſchen Volkes in 
ihren Wirkungen gegen die Deutſchen gerichtet. Auch Bielenſtein ſelber, der ſich wie kein 
anderer um das letfifche Volk verdient gemacht hat, iſt dieſe Erfahrung nicht erſpart 
geblieben. Vor ſeinem Tode im Jahre 1907 hat er noch das deutſchfeindliche 
Wüten der erſtenlettiſchen Revolution erlebt. Der leidenſchaftliche Haß 
gegen die Deutſchen, der damals zum Durchbruch kam, hat ihn aufs tiefſte berührt. Und 
es iſt, wenn er ſein Urteil über das lettiſche Volk im allgemeinen auch nicht geändert hat, 
doch von tiefer Bedeutung, daß dieſer Mann, der ſein ganzes Leben dem lettiſchen Volke 
und vor allem der lettiſchen Sprache gewidmet hat, noch kurz vor ſeinem Tode mit einem 
Vortrag über den Wert der deutſchen Mutterſprache vor die Oeffentlichkeit 
getreten iſt. 


Danziger Fragen 


Eine Taktloſigkeit der polniſchen Poſtverwaltung 


Die polniſche Poſt verwaltung hat aus Anlaß des 20. Jahrestages der 
Entſtehung des polniſchen Staates. am 11. Nopember 1938, neue Poſtwertzeichen 
herausgegeben, darunter vier für die polniſche Poſt in Danzig beſtimmte Marken. 
Dieſe Marken zeigen im Hintergrund das Danziger Krantor und davor einen Danziger 
Kaufmann, der mit polniſchen Edelleuten einen Getreidekauf abſchließt. Die Aufſchrifken 
auf dieſen Marken lauten: „Poczta Polſka, Port Gdanſk“ und „Gdanſk w XVI. Wieku“ 
(Polniſche Poſt, Danziger Hafen, Danzig im 16. Jahrhundert). Dieſe vier Marken 
bedeuten in ihrer Tendenz eine üble Gef lch elch ſie ſind dazu be⸗ 
ſtimmt, Danzig als einen „hiſtoriſchen Beſtandteil Polens“ erſcheinen zu laſſen. Mit 
Recht ift die Herausgabe diefer mit den hiſtoriſchen Tatſachen in Widerſpruch ſtehenden 
Briefmarken vom Danziger Senat als eine Beleidigung empfunden und zurück⸗ 
gewieſen worden. Der Senat hat ſich gezwungen geſehen, die diplomatiſche Vertretung 
Polens auf dieſe provozierende Taktloſigkeit der polniſchen Poſt⸗ 
verwaltung aufmerkſam zu machen und die Zurückziehung der Marken zu fordern. 
In ihrer Antwort auf das Aide⸗memoire des Senates hat ſich die diplomatiſche eee 
Polens auf den Standpunkt geſtellt, daß ſie „nicht in der Lage ſei, die Tatſache zu 
ändern“, daß Danzig im 16. Jahrhundert „einen Beſtandteil des polniſchen Staates 
gebildet habe“. Es iſt anzunehmen, daß dieſes unverſchämte Auftreten der polniſchen 
Poſtverwaltung gegenüber dem deutſchen Danzig zum Anlaß weiterer Schritte genommen 
werden wird. Uebrigens hat ſich die polniſche Poſtverwaltung aus dem gleichen Anlaß 
auch gegenüber dem Deutſchen Reich eine ähnliche Gefhmad- 
loſigkeit geleiſtet. Sie hat nämlich auch eine Briefmarke herausgegeben, die das 
polniſche Königspaar Jagiello und Hedwig mit den Symbolen der Unter: 


543 


werfung des Deutſchen Ritterordensens zeigt. Auch mit Diefer Marke 
wird ganz offenfichtlich die Abficht verfolgt, einen polniſchen Beſitzanſpruch auf das Gebiet 
des Deutſchen Ordensſtaates von der geſchichtlichen Seite her geltend zu machen. Das 
Verhalten Polens ſtellt eine Entgleiſung dar, wie fie unter den dem Welt poſtverein an 
gehörenden Staaten wohl einzig daſteht, zumal der Anlaß zur Herausgabe der Jubiläums⸗ 
briefmarken, die 20. Wiederkehr des Jahrestages der polniſchen Unabhängigkeit, mit den 
auf den Marken dargeſtellten Motiven in keinerlei erſichtlichem Zuſammenhang ſteht. 
Es ſei in dieſem Zuſammenhang daran erinnert, daß die polniſche Poſtverwaltung bereits 
vor einer Reihe von Jahren einmal eine Briefmarke herausgegeben hat, die eine heidniſche, 
auf der Inſel Rügen verehrte Gottheit gezeigt hat. Der „Danziger Preſſedienſt“ hat 
ganz richtig bemerkt: Es gibt alſo jetzt auch politiſche Briefmarken. Sie werden den Lauf 
der Geſchichte nicht ändern. Nur die Freunde des Friedens und der Verſtändigung haben 
eine Illuſion weniger und die Philateliſten ein Kurioſum mehr. 


Danziger Straßenbauten 


Von den großen Durchgangsſtraßen, die Oſtpreußen mit dem übrigen Reich verbinden, 
führen zwei über Danziger Hoheitsgebiet. Es ſind dies die Reichsſtraße Nr. 1, 
die von Königsberg über Marienburg —Kalthof und weiter über Dirſchau und Konitz 
nach Schneidemühl und Berlin führt, und die Reichs ſtraße Nr. 2, die von Dirſchau 
über Danzig, Zoppot und Gdingen nach Stettin und Berlin verläuft. Die Haupt⸗ 
ſtraßen verbindung zwiſchen Oſtpreußen und Danzig geht alſo 
bei Dirſchau über polniſches Hoheitsgebiet. Dasſelbe gilt für die 
einzige Eiſenbahnverbindung zwiſchen Oſtpreußen und Danzig. Das bedeutet, daß der 
Reichsdeutſche für die Fahrt über die 12 Kilometer ae Strecke Dirſchau—Kohling eines 
polniſchen Hurchreiſeviſums bedarf. Dieſe durch die Verſailler Grenzziehung verurſachte 
Störung ſeiner Verkehrsverbindungen mit dem benachbarten Oſtpreußen hat Danzig durch 
den Ausbau der das polniſche Hoheitsgebiet vermeidenden 
Straßen nach Möglichkeit zu beheben verſucht. Es ſind das die von Danzig über 
Käſemark, Tiegenhof und Einlage nach Elbing bzw. über Käſemark und Neuteich 
nach Marienburg führenden Straßen. Von dieſen beiden Straßen kommt der 
erſtgenannten die größere Bedeutung zu. Der Kraftwagenverkehr auf der direkten Strecke 
Danzig — Elbing iſt in den 975 Jahren ganz beträchtlich geſtiegen. Doch hat dieſe 
Straße, deren Ausbau auf 7 Meter Breite zur Zeit im Gange iſt, einen ſehr empfindlichen 
Mangel: Die einzige feſte Brücke über die Weichſel, die für den 
Verkehr zwiſchen Oſtpreußen und Danzig in Frage kommt, be⸗ 
bindet ſich bei Dirſchau, alſo auf polniſchem Hoheitsgebiet, 
während ſich der Straßenverkehr über die Weichſel auf Danziger Hoheitsgebiet aus⸗ 
ſchließlich auf Fähren abſpielt. Obwohl die Fähren leiſtungsfähig ausgebaut find, ent⸗ 
ſtehen durch das Uleberſetzen und Warten doch erhebliche Verzögerungen von 7 bis 20 und 
in den Hauptreiſezeiten bis zu 45 Minuten. Außerdem kann bei Hochwaſſer oder bei 
Eisverſetzungen der Fährverkehr auch ganz lahmgelegt werden. In ſolchen Fällen 
ſind die beiden Danziger Weichſelufer völlig von einander 
abgeſchnitten. Der Bau einer feſten Weichſelbrücke iſt unter dieſen Umſtänden das 
dringendſte Verkehrsbedürfnis der Freien Stadt Danzig. Die Vorarbeiten für eine 
Straßenbrücke über die Weichſel bei Käſemark und Rothebude 
ſind bereits im Gange. Darüber hinaus verfolgt der Danziger Senat aber auch den 
Plan, die Freie Stadt Danzig in den großen deutſchen und europäiſchen Durchgangs⸗ 
verkehr einzuſchalten. Vor allem kommt es darauf an, die Reichsauto bahn 
Königsberg — Elbing über Danziger Gebiet nach Weſten zu ver⸗ 
längern . Nach der vorliegenden Planung, über die kürzlich der Leiter der Tiefbau⸗ 
verwaltung der Freien Stadt Danzig, Oberbaurat Borelly, Einzelheiten mitgeteilt hat, 
würde die Autobahn zwiſchen Elbing und Marienburg die Danziger Grenze überſchreiten, 
auf einer feſten Brücke die Weichſel überqueren und in einem Bogen die Stadt Danzig 
ſüdlich umfaſſen, dabei deren Ausfallſtraßen und neu zu bauende Zubringerſtraßen aus 
dem Danziger und Langfuhrer Hafen⸗ und Induſtriegebiet aufnehmend. Durch die 
Danziger Autobahnſtrecke würde ſich die Fahrzeit zwiſchen Elbing und Danzig etwa auf 
die Hälfte vermindern und würden für den Seedienſt Oſtpreußen beſſere Verbindungen 
zum Marienwerderer und ſüdoſtpreußiſchen Hinterland geſchaffen werden. 
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Das Danziger Problem 


Gauleiter Albert Forſter gewährte kürzlich dem Berliner Korreſpondenten des 
„Paris Midi“ ein Interview, in dem er in klarer und knapper Form den Geſamtkomplex 
der Danziger Frage umriß. Auf die Frage, ob die Bevölkerung Danzigs zum Reich 
zurückwolle, erwiderte Gauleiter Forſter: „Da brauchen Sie nur die ganze Bevölkerung zu 
fragen. Schon am Tage der Abtrennung proteſtierten die Danziger in einer Verſammlung 
von hunderttauſend Menſchen gegen die willkürliche Loslöſung vom Reich. Die Dan- 
ziger haben ſelbſtverſtändlich den Wunſch, innerhalb des großen 
Vaterlandes zu leben. Sie ſind aber politiſch aufgeklärt genug, um zu wiſſen, 
daß 400 000 Menſchen für 80 Millionen Menſchen ein Opfer bringen müſſen, wenn das 
notwendig iſt. Danzig will deshalb nicht die Urſache eines eventuellen 
Konfliktes zwiſchen Deutſchland und Polen fein. Danzig glaubt aber 
daran, daß eine beſſere Löſung als die augenblickliche Konſtruktion eines Tages von ſelbſt 
kommen wird. Der Weg hierzu iſt gegeben durch die guten Beziehungen zu Warſchau.“ 
Auf die Frage nach dem Problem Danzig —Gdingen gab Gauleiter Forſter 
folgende Auskunft: „Das Gebiet des Freiſtaates Danzig wurde vom Reich losgelöſt, 
um Polen einen Zugang zum Meere zu verſchaffen. Danzig ſollte der 
alleinige Hafen Polens ſein. An einen zweiten war damals von niemand, auch von 
Polen nicht, gedacht worden. Danzig erhebt mit vollem Recht ſeinen Anſpruch auf 
volle Ausnutzung ſeines Hafens durch Polen. Seine Anlagen 
würden ausreichen, um den geſamten polniſchen Seehandel zu 
bewältigen. Selbſt Genf hat ſeinerzeit entſchieden, daß Polen die Verpflichtung des 
‚full uſe zu tragen hat. Ihren Rechtsanſpruch haben die Danziger nie aufgegeben, wohl 
aber hat die nationalſozialiſtiſche Regierung im Jahre 1933 auf Grund der Gegegeben⸗ 
heiten in die Arbeitsteilung zwiſchen Danzig und Ödingen einge: 
willigt. Das ſieht praktiſch heute allerdings ſo aus, daß Gdingen die wertvollen 
Güter umſchlägt und Danzig, dazu noch mit geringeren Umſchlagszahlen, ein Maſſen⸗ 
atermifdhlanahafen geworden ift. Der Danziger Kaufmann iſt von der eigenhändleriſchen 
Tätigkeit, die ihn in der Vorkriegszeit auszeichnete, ausgeſchaltet, da der Güterverkehr, 
entſprechend der polniſchen Wirtſchaftsſtruktur von ſtaatlichen Stellen gelenkt oder auch 
felbft getätigt wird. Der Anteil der Danziger Firmen an dem Geſamt⸗ 
ſeeverkehrs iſtſehr gering. Mehr als die Hälfte aller Hafenfirmen in Danzig 
ſind polniſche oder ausländiſche Firmen.“ Die Frage nach der Lebensfähigkeit der Freien 
Stadt beantwortete Gauleiter Forſter wie folgt: „In ihrem heutigen Zuſtand 
iſt die Freie Stadt aus eigener Kraft nicht lebensfähig. Sie iſt 
auf die Hilfe des Reiches angewieſen. Danzig gehört eu polnifchen 
Wirtſchaftsgebiet und kann keine ſelbſtändige Wirtſchaftspolitik führen. Es beſtehen von 
Seiten der beſtehenden Verträge formale Widerſtände gegen eine ſtärkere Verknüpfung 
der Danziger Wirtſchaft mit der reichsdeutſchen. Danzigs Wunſch iſt es, an 
dem Wirtſchaftsaufſtieg des Reiches teilzunehmen. Das muß in 
immer ſtärkerem Maße erreicht werden.“ 


Um die Danziger Staatsangehörigkeit 


Am 1. Dezember d. J. trat eine Rechtsverordnung des Danziger Senates betreffend 
Aenderung des Geſetzes über den Erwerb und den Verluſt der Danziger Staatsangehörig⸗ 
keit vom 30. Mai 1922 in Kraft. Die Verordnung beſeitigt einige Fehler des bisherigen 
Geſetzes und füllt andererſeits Lücken aus. Die Rechtsverordnung beſeitigt die Möglichkeit, 
daß Kinder von Staatenloſen u. II. automatiſch die Danziger Staatsangehörig⸗ 
keit erlangen. Ebenſo beſeitigt ſie die Anfechtung der Entſcheidung des Senats durch die 
Klage beim Obergericht in beſtimmten Fällen. In der Prapis iſt in den letzten 15 Jahren 
eine Klage nicht mehr angeſtrengt worden. Ferner iſt durch die Verordnung nach dem 
Muſter der Nachbarſtaaten, insbeſondere Polens, die Möglichkeit einer Aus bürge⸗ 
rung geſchaffen: Einem Danziger Staatsangehörigen, der ſich im Auslande aufhält, 
kann in Zukunft die Danziger Staatsangehörgkeit vom Senat entzogen werden, wenn er 
1. im Auslande eine der Freien Stadt Danzig zum Schaden gereichende Tätigkeit aus⸗ 
geübt hat oder 2. ſich im Auslande ununterbrochen mindeſtens 5 Jahre lang aufhält und 
dabei die Verbindung mit der Freien Stadt Danzig verloren hat oder 3. ungeachtet einer 
Aufforderung des Senats innerhalb einer in der Aa ihm geſetzten Friſt nicht in 
das Gebiet der Freien Stadt Danzig zurückkehrt. 
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Oſtland⸗Chronik 


Die erſten Gemeindewahlergebniſſe 


Am 4. Dezember find in elf Städ⸗ 
ten Pommerellens die Gemein⸗ 
dewahlen durchgeführt worden. Das 
Ergebnis iſt hinſichtlich des „Lagers der 
nationalen Einigung“ ſo intereſſant, daß es 
im einzelnen angeführt zu werden verdient. 


Das Lager hat erhalten in 
Argenau . 2 von 12 Mandaten 
Crone a. B. . 5 „ 16 55 
Culmſee „ 2 5 
Erin 4 „ 12 15 
Leſſen 8 7 „ 12 75 
Mrotſchen 2 e 2 1 
Rehden 6 „ 12 ir 
Tuchel 65 „ 16 5 


In drei Städten haben ſich die verſchiedenen 
politiſchen Gruppen auf eine gemeinſame 
Liſte geeinigt, haben alſo keine Wahlen 
ſtattzufinden brauchen, und zwar in For⸗ 
don, wo dem Lager 6 von 12 Mandaten 
zugeteilt worden ſind, in Lobſens (7 
von 12 Mandaten) und in Schulitz (4 
von 12 Mandaten). Im ganzen hat das 
„Lager der nationalen Eini⸗ 
gung“ alfo in den 14 Städten 56 von 
152, alſo nur ein reichliches Drittel der 
zur Verfügung ſtehenden Mandate erhal⸗ 
ten. on den anderen Parteien haben 
erhalten. die Nationale Partei 37 
Mandate, die Arbeitspartei 
15 Mandate, die Polniſche Sozia⸗ 
liſtiſche Partei 16 Mandate, der 
Polniſche Berufsverband 17 
Mandate, die Volkspartei 2 Man⸗ 
date und die Parteiloſen 6 Mandate. 
Außerdem ſind 3 Deutſche gewählt 
worden, und zwar in Fordon, Lobſens und 
Schulitz. Dieſes Ergebnis hat das „Lager 
der nationalen Einigung“, das als über: 
ragender „Sieger“ aus den Parlaments⸗ 
wahlen hervorgegangen iſt, in ſtarke Ver⸗ 
legenheit gebracht. Srelich wird man aus 
dem Wahlergebnis in dieſen kleinen pomme⸗ 
relliſchen Städten noch keine zwingenden 
Rückſchlüſſe ziehen können. Immerhin aber 
iſt der 4. Dezember für das Lager (und da⸗ 
mit auch für die Regierung) ein ſchlechter 
Auftakt zu den Gemeindewahlen geweſen. 


Boykott volks⸗ und reichsdeutſcher 
rzeugniſſe 
In der reichsdeutſchen Preſſe wird in 
letzter Zeit mit Genugtuung über gewiſſe 
Fortſchrifte der antijüdiſchen Bewegung in 
Polen berichtet. Dabei wird zumeiſt nicht 
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nur überſehen, daß die praktiſchen Erfolge 
dieſer Bewegung bisher recht beſcheiden 
ſind, ſondern auch vergeſſen, darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß dieſe antijüdiſche mit 
einer vielfach noch ſchärfer be⸗ 
tonten und wirkſamer durchge- 
führten antideutſchen Bewe⸗ 
gung verbunden iſt. Das tritt vor 
allem auf dem Gebiete des wirtſchaftlichen 
Boykotts mit aller Deutlichkeit in Erſchei⸗ 
nung. Es iſt häufig ſo, daß die polniſche 
Boykottpropaganda von den Juden ſpricht, 
aber die Deutſchen meint. Deutſche Kauf⸗ 
leute und Handwerker in Polen erhalten 
auf die Offerten, die ſie abgeben, immer 
wieder die Auskunft, daß Weiſungen von 
Miniſterien und anderen amtlichen oder 
politiſchen Stellen vorliegen, „nur bei 
Polen“ und nicht „bei Fremden“ zu kaufen. 
Auch in den Aufrufen und Fir menverzeich⸗ 
niſſen, die dazu beſtimmt ſind, die polniſche 
Oeffentlichkeit zum ausſchließlichen Kauf 
„polnifchschriftlicher” Waren anzuhalten, 
werden die deutſchen Kaufleute, 
Fabrikanten und Handwerker 
ſtets mit den Juden auf eine 
Stufe geſtellt. Der Boykott richtet 
ſich gegen die Erzeugniſſe ſo⸗ 
wohl volksdeutſcher wie reihe 
deutſcher Herkunft. In welcher 
an yazaı Vr Dcgermuſſſe ver rerkjeveife 
ſchen Induſtrie von der polniſchen Preſſe 
Propaganda gemacht wird, dafür iſt ein 
Artikel des „Iluſtrowany Kuryer Cod⸗ 
zienny“ vom 22. Oktober d. J. bezeichnend, 
in dem im Zuſammenhang mit dem Ab⸗ 
ſchluß des deutſch⸗polniſchen Warenkredit⸗ 
abkommens u. a. mit folgenden „Argumen⸗ 
ten“ gegen den Bezug reichsdeutſcher Fabri⸗ 
kate Stellung genommen wird: „Wir geben 
unſer gutes polniſches Korn und Holz und 
die Hrutſchen geben Maſchinen. Wir 
wären überaus zufrieden, wenn die deutſchen 
Maſchinen ebenſo hochwertig wären wie 
unſer Getreide. Wir haben jedoch mehr An⸗ 
laß, an der Qualität der deutſchen Erzeug⸗ 
niſſe mehr zu zweifeln als an derjenigen 
unſerer landwirtſchaftlichen Produkte.“ 
Dieſe Verleumdung der reichs⸗ 
deutſchen Erzeugniſſe verſucht 
das genannte Blatt mit dem in Polen weit 
verbreiteten Märchen von den zweierlei 
Rohſtoffen zu begründen, die die deutſche 
Induſtrie angeblich einerſeits für ihre mili⸗ 
täriſche und andererſeits für ihre zivile Pro⸗ 
duktion verwendet. Die den volks⸗ wie 
reichsdeutſchen Wirtſchaftsintereſſen ſchäd⸗ 


licyen Ausmirfungen der angeblich gegen die 
Juden gerichteten Boykottbewegung in 
Polen verdienen feſtgehalten zu werden. Es 
läßt ſich jedenfalls nicht überſehen, daß den 
Kreiſen, die ſich in der Propaganda für die 
Erzeugniſſe „polniſch-chriſtlicher“ Herkunft 
beſonders hervortun, der Kampf gegen die 
deutſchen Waren weſentlich näher als die 
Ausſchaltung der jüdiſchen Erzeugniſſe liegt. 


Etwas vom polniſchen Geiſt 


In der polniſchen Tagespreſſe iſt vor 
kurzem zu leſen geweſen, daß polniſche 
Chemiker einen „Ker“ genannten künſt⸗ 
lichen Kautſchuk erfunden haben, der 
nicht nur haltbarer, ſondern auch billiger 
als der ſeit einiger Zeit in Deutſchland her⸗ 
geſtellte Bung ſein ſoll. Das Warſchauer 
„ABC“ hat dieſe Nachricht zum Anlaß ge⸗ 
nommen, um einige ziemlich geiſtloſe, aber 
für die polniſche Mentalität charakteriſtiſche 
Randbemerkungen über die Unterſchiede 
zwiſchen deutſcher und polniſcher Weſensart 
zu machen. Das Blatt hat u. a. geſchrieben: 
„Ker iſt künſtlicher Kautſchuk, der aus 
Spiritus gewonnen wird. Dieſe Her⸗ 
ſtellungsart iſt eine polniſche Spezialität. 
Sie ſtützt ſich auf unſere eigenen Produk⸗ 
tions methoden... Dieſe Farfache (daß 
Ker über Buna geſiegt hat) ift in gewiſſer 
Hinſicht das Symbol für die 
Ueberlegenheit des polniſchen 
Geiſtes über den deutſchen Geiſt 
und das Symbol für die Ueberlegenheit 
des polniſchen Volkes über das deutſche 
Volk. Dieſe Feſtſtellung kann unter klein⸗ 
gläubigen Leuten Verwunderung hervor: 
rufen. Wie iſt das zu erklären, ſagen ſie, 
angeſichts der großen Reichsautobahnen, 
der ungeheuren Bade he der organi⸗ 
ſierten Manifeſtationen in der Art der 
Nürnberger Parteitage? Stimmt alles. 
Aber das iſt alles das Ergebnis einer glän⸗ 
zenden Propaganda, einer glänzenden Or⸗ 
ganiſation, mit einem Wort der Mecha⸗ 
mik. Aber dort, wo es auf eine ſelbſtändige 
geiſtige Anſtrengung ankommt, ſteht Polen 
an der Spitze... Wir wollen nicht miß⸗ 
verſtanden werden. Wir ſchätzen die deut⸗ 
ſche Macht, das mechaniſche Uebergewicht 
Deutſchlands durchaus nicht gering ein. 
Aber das iſt nur heute ſo. Es wird der Tag 
kommen, da ſich dieſe Ueberlegenheit in be⸗ 
trächtlichem Maße ausgleichen wird, und 
dann wird deutlich das Ulebergewicht des 
polniſchen Geiſtes über den deutſchen zum 
Vorſchein kommen. Und die Organiſations⸗ 
abe werden wir uns bis dahin ohne 
weifel aneignen. Beiſpiele in kleinem Aus⸗ 
maß finden wir in Polen bereits heute in 


ſehr vielen Fällen. Dieſen Beiſpielen müſſen 
und werden große Taten folgen.“ Eines 
nimmt an dieſer vom „ABC“ proklamierten 
Ueberlegenheit des polniſchen Geiſtes über 
den deutſchen Geiſt allerdings Wunder: 
Man fühlt ſich veranlaßt zu fragen, war⸗ 
um der polniſche Geiſt in den 1000 Jahren 
der deutſch-polniſchen Nachbarſchaft von 
dieſer feiner Ueberlegenheit nicht ſchon 
früher Gebrauch gemacht hat. 


Umbildung der litauiſchen Regierung 

Am 5. Dezember iſt die ſeit einiger Zeit 
erwartete Umbildung der litau⸗ 
iſchen Regierung erfolgt. Mini⸗ 
ſterpräſident iſt Pfarrer Mironas ge⸗ 
blieben. Stellvertretender Miniſterpräſident 
iſt der bisherige Geſandte in London, 
Balutis, geworden. Der bisherige Chef 
der Kriegsſchule, Brigadegeneral Mu⸗ 
ſteikis, iſt Kriegsminiſter, der bisherige 
Präſident der Appellationskammer, Gu⸗ 
dauskis, Juſtizminiſter, der bisherige 
Generalſekretär im Landwirtſchaftsminiſte⸗ 
rium, Skaisgiris, Landwirtſchafts⸗ 
miniſter und der bisherige Departements⸗ 
direktor im Bildungsminiſterium, er⸗ 
manis, Verkehrsminiſter geworden. Die 
wichtigſte Veränderung iſt die Erſetzung des 
bisherigen Außenminiſters Lozoraitis durch 
den bisherigen Generalſekretär des Außen⸗ 
miniſteriums, Urbſys. Die neue Regie⸗ 
rung ſetzt ſich, wie alle litauiſchen Regie⸗ 
rungen der letzten 12 Jahre, aus Männern 
der Nationalpartei (Tautininkai) 
zuſammen. Doch iſt inſofern eine gewiſſe 
Verſchiebung eingetreten, als durch den 
Verkehrsminiſter Germanis und den Land⸗ 
wirtſchaftsminiſter Skaisgiris der mit 
dem früheren Diktator Litau— 
ens, Woldemaras, ſympathi⸗ 
ſierende Perſonenkreis innerhalb 
der Regierung geſtärkt worden 
iſt. Die Armee iſt durch den Kriegsminiſter 
Muſteikis und den Innenminifter Leonas, 
der ſchon der bisherigen Regierung angehört 
hat, vertreten. Durch die Berufung eines 
Diplomaten, des Geſandten Balutis, zum 
ſtellbertretenden Miniſterpräſidenten wird 
die Bedeutung unterſtrichen, die von den 
maßgebenden Kreiſen Litauens in nächſter 
Zeit den außenpolitiſchen Fragen beige⸗ 
meſſen wird. 


Woldemaras⸗Anhänger werden aktiv 


Am Tag vor der Wahl haben Anhänger 
des ehemaligen Diktators Litauens, Prof. 
Woldemaras, im Memelgebiet eine 
unter dem Namen „Zygis“ herausge⸗ 
gebene Zeitung zu verbreiten verſucht. Das 
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Blatt iſt fofort beſchlagnahmt worden. Be⸗ 


merkenswert aber iſt der Leitartikel geweſen, 
der ſich in ſcharfer Form gegen das in 
Litauen e Regierungsſyſtem ge⸗ 
wandt hat. Litauen, ſo hat es da geheißen, 
durchlebe ſchmerzvolle und unruhige Tage. 
Ein Schlag folge dem andern. Bis in die 
Grundfeſten werde das völkiſche und ſtaat⸗ 
liche Leben Litauens erſchüttert. Die Lage 
ſei um ſo furchtbarer, als die kleine regie⸗ 
rende Gruppe, die durch polizeiliche Maß⸗ 
nahmen die Verantwortung für Litauens 
Zukunft monopolifiert habe, weder den 
Mut, noch die Vernunft noch die Kraft be⸗ 
ſitze, die lebenswichtigen Fragen Litauens 
ehrenvoll und nutzbringend zu löſen. Das 
herrſchende Syſtem bringe Li⸗ 
tauen zur Demoraliſat ion und 
zur Kataſtrophe. Die Politik, 
die Smetona mit Polen treibe, 
fei ein vollkommener Banf: 
rott. Aber auch die Früchte der Politik 
egenüber Deutſchland ſeien nicht beffer. In 
etzter Zeit habe ſich die Macht Deutſch⸗ 
lands ganz bedeutend vermehrt. Sein Ein⸗ 
fluß mache ſich überall in Europa, alſo 
auch im baltiſchen Raume bemerkbar. Vor 
der Teilung der Tſchecho⸗Slowakei habe 
Dr. Neumann der litauiſchen Regierung 
vorgeſchlagen, über die Angelegenheiten des 
Memelgebietes zu verhandeln. Aber damals 
habe die Regierung Smetona nicht mit ſich 
reden laſſen wollen, obwohl die Verhand⸗ 
lungen unter erträglichen Bedingungen 
ſtattfinden follten, ohne die Grenzen des 
Memelſtatuts zu überſchreiten. Heute nun 
möchte die Regierung Smetonas ver⸗ 
handeln. Aber jetzt wolle Dr. Neumann 
nicht mehr. Die Lage im Memelgebiet 
werde von Tag zu Tag ernſter. Aber die 
Regierung warte mit gefalteten Händen. 
Sie wiſſe ſelbſt nicht, worauf. Man müſſe 
unverzüglich handeln. Denn die Ereignifje 
könnten unerwartet die einen oder die 
anderen in eine Lage bringen, aus der es 
keinerlei Ausweg, vielleicht nicht einmal den 
ſchlechteſten, gebe. Da aber mit der jetzigen 
litauifchen Regierung niemand verhandeln 
wolle, müſſe man ſchnell eine neue bilden, 
die verhandlungsfähig ſei. Aber nichts von 
alledem ſei zu ſehen. Denn die jetzige Re⸗ 
gierung habe ſich in ihren Miniſterſeſſeln 
ſo eingewärmt, daß ſie ſich nicht mehr 
erheben könne, obwohl die Gefahr des Ver⸗ 
luſtes eines Staatsgebiets drohe. 


Von den „Litauern“ im Memelgebiet 


Die Litauer werden ſich damit abfinden 
müſſen, daß ſie mit der Politik, die ſie 
anderthalb Jahrzehnte hindurch im Memel⸗ 
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land getrieben haben, unter der alteinge⸗ 
feffenen Bevölkerung dieſes Gebietes Feine 
moraliſchen Eroberungen ge⸗ 
macht haben und daß demgemäß die ein⸗ 
zigen Kräfte, auf die ſich ihre Herrſchaft in 
dieſem Gebiete gründet, diejenigen Elemente 
ſind, die ſich, aus Großlitauen kommend, in 
den letzten Jahren dort feſtgeſetzt haben und 
die den Umſtand, daß ſie dort zu Amt und 
Würden gekommen und zu Beſtt und Ein⸗ 
kommen gelangt ſind, der Unterdrückung 
der einheimiſchen Memelländer verdanken. 
Wenn es unter dieſen in der erſten Zeit 
nach dem Ulmſturz einige gegeben haben 
ſollte, die geglaubt haben, mit den Leuten 
von jenſeits der alten deutſch⸗ruſſiſchen 
Grenze gemeinſame Sache machen zu 
können, ſo hat ſie der Anſchauungsunter⸗ 
richt, der ihnen in den anderthalb Jahr⸗ 
zehnten der litauiſchen Gewaltherrſchaft 
erteilt worden iſt, hinreichend davon über⸗ 
zeugt, daß ihre Heimat ein unlöslicher Be⸗ 
ſtandteil der deutſchen Kulturgemeinſchaft 
und des deutſchen Volksbodens iſt. Die 
aber, die ſich trotz ihrer memelländiſchen 
Herkunft auch heute noch im litauiſchen 
Lager aufhalten, haben ſich ſelbſt den 
Stuhl vor die Tür geſetzt. Sie werden von 
den Memelländern, son gleich, ob dieſe 
fi neben der deutſchen Eprache auch noch 
ihres eigenen häuslichen Dialektes bedienen 
oder nicht, als geiſtige Emigranten gewertet, 
denen früher oder ſpäter nahegelegk werden 
wird, aus ihrer politiſchen Option für 
Großlitauen die entſprechenden Konſe⸗ 
quenzen zu ziehen. Das Memelland wird 
dem Häuflein dieſer hoffnungsloſen Außen⸗ 
ſeiter keine Träne nachweinen. Was die⸗ 
jenigen anlangt, auf die die litauiſche Politik 
einmal geglaubt hat, ihre Hoffnungen auf 
eine „Wiederlitauiſierung“ des Öftermele 
landes ſetzen zu können, fo fei auf eine Epi⸗ 
ſode verwieſen, die ſich vor kurzem vor dem 
Kriegsgericht in Kauen abgeſpielt 
hat: Dort haben in einem Prozeß gegen 
einen deutſchen Genoſſenſchaftsleiter mehrere 
memelländiſche Bauern als Belaſtungs⸗ 
zeugen auftreten ſollen. Ihre Ausſagen 
haben nicht den Erwartungen des Gerichts 
entſprochen, was den Vorſitzenden zu dem 
Ausruf veranlaßt hat: „Na, Ihr wollt 
wohl auch zu Hitler?“ Da iſt einer der 
Bauern aufgeſtanden und hat geſagt: „So 
iſt es, Herr Vorſitzender, das 
Kind will heim zur Mutter.“ 


Entlaſſungen, Verbote uſw. 


Die Falvahükte hat am 1. Dezem⸗ 
ber wieder 13 Arbeitern gekündigt. 
2 von ihnen bekennen ſich offen zum 


Deutſchtum. Auch die übrigen haben bis 
vor kurzem der Gewerkſchaft deutſcher 
Arbeiter angehört, ſind jedoch ausgetreten 
und haben ihre Kinder von der deutſchen 
in die polniſche Schule umgemeldet. Die 
völkiſche Fahnenflucht hat ſie nicht vor dem 
Schickſal der Arbeitsloſigkeit gerettet. Unter 
den Entlaſſenen befindet ſich auch das 
frühere deutſche Mitglied des Betriebsrates 
der Falvahütte. on der Königs- 
hütte ſind 9 deutſche Arbeiter 
entlaſſen worden. — Im Stadtpark 
eines Vorortes von Oderberg haben 
polniſche „Patrioten“ die dort vor einigen 
Jahren gepflanzte Goethe⸗-Eiche und 
den Goethe⸗Gedenkſtein zerſtört. 
— Der bekannte deutſche Völkerkundler, 
Dr. Bernatzky, hatte die Abſicht, auf 
Einladung des Deutſchen Kulturbundes in 
verſchiedenen Städten Polens vor den An⸗ 
gehörigen der deutſchen Volksgruppe 
orfräge über ſeine völkerkundlichen 
Forſchungen in Hinterindien zu halten. 
Nach monatelangen vergeblichen Bemühun⸗ 
gen, von den polniſchen Behörden die Ein⸗ 
reiſegenehmigung für den deutſchen 
Gelehrten zu erhalten, ſah ſich der Deutſche 
Kulturbund gezwungen, die Vorträge ab- 
zuſetzen. — Der deutſche Volksange⸗ 
hörige Hinz aus Lynarezyk im Kreiſe 
Graudenz wurde ſeit längerer Zeit ſtändig 
bon den polniſchen Schulkindern des Ortes 
beläſtigt, mit Schimpfworten belegt und 
mit Steinen beworfen. Es handelte ſich 
dabei um eine von den örtlichen Mit 
gliedern des Weſtverbandes inſzenierte 
Aktion. Als Hinz eines Tages gegen das 
rüpelhafte Treiben der polniſchen Kinder, 
die ihm bereits mehrere Fenſterſcheiben ein⸗ 
ervorfen hatten, einſchreiten wollte, fiel der 
pole Szymszak, einer der Haupt⸗ 
treiber, über ihn her und verſetzte ihm unter 
dem lärmenden Beifall der polniſchen 
Kinder vier Meſſerſtiche in den 
Kopf und einen Stich in den 
Rücken. Hinz mußte ſich in ärztliche 
Behandlung nach Graudenz begeben. — 
Der Staroſt des Seekreiſes (Pommerellen) 
hat den im ganzen kaſchubiſchen Gebiet an⸗ 
geſehenen katholiſchen Geiſtlichen, Pfarrer 
Reich, mit Wirkung vom 30. Dezember 
aus der Grenzzone ausgewieſen. 
Der deutſche Schilehrer Hannes Schnee: 
berger aus Tirol, der auf Einladung 
deutſcher Kreiſe Vorträge in Polen halten 
ſollte, hat trotz wochenlanger Bemühungen 
keine Einreiſegenehmigung er⸗ 
halten. — Der deutſche Paftor Ozana 
aus Königshütte iſt im Juli d. J. aus der 
Grenzzone ausgewieſen worden. 


eber 1 Igli 

Kirchengemeinde Königshütte haben ſich da⸗ 
mals mit der Bitte um Aufhebung des 
Aufenthaltsverbotes an den Wojewoden 
Grazynſki gewandt. Dieſer hat es bisher 
noch nicht für nötig gehalten, darauf zu 
antworten. — Der Schriftleiter des in ka⸗ 
ſchubiſcher Sprache erſcheinenden Wochen⸗ 
blattes „Kaſchubiſcher Volks⸗ 
freund“, Johann Glock aus Neuſtadt in 
Pommerellen, iſt für immer aus der 
Grenzzone ausgewieſen worden. Damit 
hofft die polniſche Behörde, die Einſtellung 
des ihr unbequemen kaſchubiſchen Blattes 
erzwingen zu können. — Der deutſche 
Volksangehörige Adolf Kelinſki aus 
Oſtrowietz im Kreiſe Wirſitz hat zwei ihm 
gehörende Parzellen von 1,5 und 
5,25 Hektar an ſeine Tochter bzw. ſeinen 
Schwiegerſohn auf Grund eines Schen⸗ 
kungsvertrages übertragen wollen. Die 
Genehmigung hierzu iſt verſagt 
worden. — Der deutſche Volksangehörige 
Friedrich Zierke aus Güntergoſt im 
Kreiſe Wirſitz hat ſein Grundſtück in 
einer Größe von 42 Hektar feinem Sohn 
übereignen wollen. Das Wojewodſchafts⸗ 
amt hat die Genehmigung hierzu ver⸗ 
weigert. — Die deutſche Volksange⸗ 
hörige Adeline Börger in Elſenort im 
Kreiſe Wirſitz hat a hohen Alters ihr 
2,3 Hektar großes Grundſtück einer 
nahen Verwandten abtreten wollen. 
Das Wojewodſchaftsamt hat ablehnend 
entſchieden. 


Fragen an den Außenminiſter 


Am 2. Dezember iſt dem Außenminiſter 
Oberſt Beck von dem Abgeordneten 
Dudzinſki im Sejm in Form einer 
Interpellation ein ganzes Bündel von 
Fragen zur karpathenukrainiſchen Frage 
vorgelegt worden. Die Interpella⸗ 
tion hat folgenden Wortlaut gehabt: „Iſt 
es dem Herrn Miniſter bekannt, daß ſeit 

wei Monaten in Karpathorußland ein 
Juſtand anhält, der in höchſtem Grade 
den Frieden des polniſchen 
Staafeg und namentlich feines ſüdlichen 
Teiles bedroht? Iſt es wahr, daß ſich 
am 17. November in dem Ort Wielka 
Berezna ein kommuniſtiſcher Som: 
jet gebildet hat, der die Leitung des 
Ortes übernommen und zugleich ant i⸗ 
polniſche Erklärungen abgegeben 
hat? Iſt es wahr, daß an dem gleichen 
Ort am 18. November ein Ueberfall 
auf einige Polen tſchecho⸗ſlowakiſcher 
Staatsangehörigkeit ausgeführt worden iſt, 
wobei dieſe ſchwer verletzt und ausgeraubt 
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ber ein ſolcher Sowjet auch in dem Ort 
Wolowiec gebildet worden iſt, in nächſter 
Nachbarſchaft der polniſchen Grenze, wo⸗ 
bei die Mitglieder dieſes Sowjets auf: 
reizende antipolniſche Reden gehalten und 
Rufe ausgeſtoßen haben wie: Morgen 
Sowjets in Warſchaul'? Iſt es wahr, daß 
gegen die verzweifelte örtliche 
Bevölkerung kommuniſtiſche 
Abteilungen gekämpft haben, die rote 
Fahnen mit Hammer und Sichel mit ſich 
führten? Iſt es wahr, daß in der Nacht 
vom 22. zum 23. November eine bewaffnete 
Abteilung von Kommuniſten aus Karpatho⸗ 
rußland die polniſche Grenze in 
der Nähe von Przelecza IIzocka z u 
überſchreiten verſucht hat? Iſt 
es wahr, daß zwei Tage ſpäter eine der⸗ 
artige Abteilung bewaffneter Kommuniſten 
die polniſchen Grenzpoſten be: 
ſchoſſen haben? Iſt es wahr, daß Ver⸗ 
ſuche einzelner Kommuniſten, die Grenze zu 
überſchreiten, an der Tagesordnung find? 
Iſt es wahr, daß in Karpathorußland ein 
Zuſtand völligen Aufruhrs, 
des Chaos’ und der Anarchie 
herrſcht? Was gedenkt der Herr Miniſter 
zu unternehmen, um die Ruhe im Süden 
des polniſchen Staates zu gewährleiſten? 
Was gedenkt der Herr Miniſter zu unter⸗ 
nehmen, um die gemeinſame Grenze 


— Wü um es 2 daß am 20. Novem- mit Ungarn zu ſchaffen, die wichtigſte 


Bedingung nicht nur für den Frieden an 
der ſüdlichen Grenze des Staates, ſondern 
darüber hinaus auch für die zukünf⸗ 
tige Großmachteinſtellung des 
polniſchen Staates? Iſt dem 
Herrn Miniſter bekannt, daß unſer großer 
Führer, Marſchall Pilſudſki, 
häufig der Meinung Ausdruck gegeben hat, 
daß es ohne eine polniſchungariſche Grenze 
in dieſem Teil Europas feinen Frie⸗ 
den geben wird? Gedenkt der Herr Mini⸗ 
ſter alle Mittel, bis zu denen 
der bewaffneten Macht, zu be⸗ 
nutzten, um dieſes elementare Poſtu⸗ 
lat der Intereſſendes Staates 
und der geſchichtlichen Miſſion 
Polens zu verwirklichen, um ein 1000 
Jahre hindurch beſtehends und heute 
geſtörtes Gleichgewicht wieder⸗ 
herzuſtellen, um das unſerem ungari— 
ſchen Bruder volk 15 
Unrecht auszumerzen, das unſer er⸗ 
probter und unerſchütterlich treuer Bundes⸗ 
genoſſe iſt?“ In dieſer Interpellation iſt 
ſo ziemlich alles enthalten, was von polni⸗ 
ſcher Seite in letzter Zeit gegen die Kar⸗ 
pathenukraine an propagandiſtiſchen Theſen 
und Greuelmärchen ins Feld. geführt 
worden iſt. Nur der wahre Grund diefes 
ganzen Lärms iſt nicht genannt worden: 
Die Angſt Polens vor dem Gelbft: 
beſtimmungsrecht der Völker! 


Bücher über den Oſten 


Die lettiſch⸗literäriſche Geſellſchaft und das 
Rettentum. Von Jürgen von Hehn. 
Oſt⸗Europa-Verlag, Königsberg / Pr. 1938. 
160 Seiten. Preis kartoniert 6,20 RM. 
Der Verfaſſer ſtellt in dieſer Arbeit einen be⸗ 
deutſamen Ausſchnitt aus der Kulturarbeit dar, 
die das baltiſche Deutſchtum am lettiſchen 
Volkstum geleiſtet hat. Die im Jahre 1827 
gegründete lettiſch⸗literäriſche Geſellſchaft iſt aus 
der Geſchichte der lettiſchen Volkwerdung nicht 
wegzudenken. Sie hat ſich als eine Zuſammen⸗ 
faſſung deutſcher Paſtoren und Wiſſenſchaftler 
um die Ausbildung der lettiſchen Sprache, um 
die geiſtige Erziehung und kulturelle Mündig⸗ 
machung des lettiſchen Volkes und um die Er⸗ 
forſchung des lettiſchen Volkstums und ſeiner 
Geſchichte unvergängliche Verdienſte erworben. 
Unter ihren Mitgliedern hat vor allem Auguſt 
Bielenſtein, der die Geſellſchaft mehrere Jahr⸗ 
zehnte hindurch geleitet hat, internationale An: 
erkennung gefunden. Es iſt kaum zu viel be: 
hauptet, wenn man ſagt, daß die von einem 
chriſtlichen Humanitätsideal getragene geiſtige 
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Betreuungsarbeit des baltiſchen 

am Lettentum, die durch ee 
in der lettiſchliteräriſchen Geſellſchaft eine ihrer 
Hauptpflegeſtätten gefunden hat, in einem ent⸗ 
ſcheidenden aße dazu beigetragen hat, den 
Beſtand der lettiſchen Sprache zu retten, die 
Zeugniſſe der lettiſchen Volkskultur vor dem 
Untergang zu bewahren und die Grundlagen zu 
ſchaffen, auf denen es ſpäter überhaupt erft 
möglich geweſen iſt, daß die Pflege und Füh⸗ 
rung der geiſtigen und ſozialen und ſchließlich 
auch der politiſchen Belange des Lettentums von 
Menſchen lettiſcher Herkunft haben übernommen 
werden können. An die deutſche „Geburtshilfe“ 
zu erinnern, liegt deutſcherſeits umſo mehr Ver⸗ 
anlaſſung vor, als heute in der lettiſchen Publi⸗ 
ziſtik und Wiſſenſchaft die Tendenz vorherrſcht, 
alles, was vor dem Jahre 1918 in den balti⸗ 
ſchen Ländern geſchehen iſt, in einem ausge⸗ 
ſprochen deutſchfeindlichen Licht darzuſtellen und 
die baltiſchen Deutſchen als die ewigen Feinde 
des lettiſchen Volkes erſcheinen zu laſſen. Dr. K. 


Urzeit bis zum Jahre 1528. Herausgegeben 
von der Hiſtoriſchen Kommiſſion für Schleſien 
unter Leitung von Hermann Aubin. Ver⸗ 
lag Priebatſchs 1 Breslau 1938. 
495 Seiten. Preis Ganzleinen 9,— RM 

Dieſe umfaſſende Geſchichte Schleſiens von der 
Urzeit bis zur Gegenwart iſt ein Gemeinſchafts⸗ 
werk ſchleſiſcher Gelehrter. Sie iſt auf drei 
Bände berechnet, wobei, was zu begrüßen iſt, im 
dritten Band die Anmerkungen und der Sach⸗ 
weiſer zuſammengefaßt werden ſollen. Eine 
Reihe der beſten Kenner der Geſchichte dieſes 
oſtdeutſchen Grenz⸗ und Durchgangs landes haben 
zum Gelingen des Werkes beigetragen. Das 
Wort Geſchichte iſt hier im umfaſſendſten 
Sinne ausgelegt worden. Dem Ablauf des 
eigentlichen politiſchen Geſchehens ſind in der 
Darſtellung die Entwicklung der wirtſchaftlichen 
und rechtlichen Verhältniſſe, die Wirkungen und 
Wandlungen der Landſchaft, das Werden des 
Volkstuns und des kulturellen Lebens gleich- 
berechtigt zur Seite geſtellt. Die Reihe der 
Einzelbeiträge eröffnet Herbert Schlen⸗ 
ger, der die natürlichen Grundlagen der 
ſchleſiſchen Geſchichte (Cage, Boden, Gewäſſer, 
Bodenſchätze uſw.) beſchreibt. In dem Kapitel 
über die Vorgeſchichte Schleſiens läßt Hans 
Segers inhaltsreiche und gewandte Dar⸗ 
ſtellung die Zeit der germaniſchen Beſiedlung 
des Oderlandes erſtehen, deren Kulturhoͤhe mit 
derjenigen der nachfolgenden Zeit der ſlawiſchen 
Beſiedlung in einem auffälligen Gegenſatz ſteht. 
In die Behandlung der politiſchen Geſchichte 
Schleſiens haben ſich Erich Randt (bis 
1327) und Emil Schieche (bis 1526) ge 
teilt. Klar treten in dieſen Arbeiten die frühere 
Loslöſung des Landes vom polniſchen Einfluß 
und ſein organiſches Hineinwachſen in den 
deutſchen Kulturkreis und (über Böhmen) in 
den politiſchen Bannkreis des Reiches hervor. 
Die Verfaſſungsgeſchichte Schleſiens im Mittel: 
alter, die Heinrich von Loe ſch beſchreibt, 
unterſtreicht die großen Züge dieſer Entwicklung, 
die zu einer unlöslichen Verbundenheit Schleſiens 
mit Deutſchland geführt hat. Dem Mangel 
einer eigenen politiſchen Geſtaltungskraft, der 
die Geſchichte Schleſiens kennzeichnet, ſteht die 
reiche Entfaltung des wirtſchaftlichen Lebens 
gegenüber, das ſich ſchon frühzeitig in den durch⸗ 
weg deutſchen Städten des Landes entwickelt 
hat. Darüber handelt der Beitrag Hermann 
Aubins. Wie auf rechtlichem und wirtſchaft⸗ 
lichem ſo hat Schleſien auch auf kulturellem 
Gebiet ſeine ſchöpferiſchen Kräfte und ſeine 
fruchtbaren Anregungen ſtets aus dem deutſchen 
Altlande erhalten. Dieſe Zuſammenhänge 
werden in den Beiträgen von Joſeph 
Klapper über „Schleſiſches Volkstum im 
Mittelalter“, von Dagobert Frey über 
„Die Kunſt im Mittelalter“ und von Arnold 
Schmidt über „Die Muſik im Mittelalter“ 
beleuchtet. Im Ganzen bietet der bisher vor⸗ 
liegende erſte Band ein allſeitig abgerundetes 
Bild der ſchleſiſchen Geſchichte bis in das 
16. Jahrhundert hinein. 31 Abbildungen und 
34 Karten find beigefügt. Dr. K. 


gegeben von Wilhelm Wirbigkn. 
Muſenalmanach⸗Verlag, Berlin⸗Zeuthen 1938. 
162 Seiten. — Dieſer 2. Band des Almanachs 
enthält Beiträge von zahlreichen oſtdeutſchen 
Dichtern, meiſt Gedichte, auch enige Erzählun⸗ 
gen. Es iſt ſchwer, über eine ſolche Sammlung, 
in deren Beiträgen alle Regiſter der Verskunſt 
angeſchlagen werden, die Gutes und weniger 
Gutes enthält. ein Urteil abzugeben. Der Ge 
danke, in dieſer Form gleichſam einen Quer⸗ 
ſchnitt durch das dichteriſche Schaffen des 
Oſtens zu geben, aber wird von denen, die 
Neigung und Muße haben, das harte Leben des 
deutſchen Oſtens durch das weichere Spiegelbild 
der lyriſchen Dichtung auf ſich wirken zu laſſen, 
ſicherlich begrüßt werden. Der Band bringt in 
ſeinem zweiten Teil kurze Lebens⸗ und 
Schaffensdaten der im deutſchen Oſten geborenen 
und dort lebenden Schriftſteller (etwa 450), 
dazu die Fotos einiger dieſer Dichter und 
Dichterinnen. Oeſterreich und Sudetenland ſind 
in der bereits im April d. J. geſchloſſenen 
Sammlung nicht vertreten. Dr. K. 


De morbis inter Eſthonos endemicis. Von 
von aer. Herausgegeben von 

einz Zeiß. Verlag Ferdinand Enke, 
tuttgart 1938. 130 Seiten. Preis 3,— RM. 
— Bei dieſer lateiniſchen Schrift handelt es 
ſich um die Diſſertation des berühmten, dem 
baltiſchen Deutſchtum entſtammenden Natur⸗ 
forſchers und Mediziners K. E. von Baer. Die 
Arbeit, die über die endemiſchen Krankheiten 
bei den Eſten handelt, iſt als Geſchenk den 
Teilnehmern an der 95. Tagung Deutſcher 
Naturforſcher und Aerzte überreicht worden. 
Mit dem Neudruck der Jugendarbeit Baers hat 
dieſe Tagung dem großen volksdeutſchen For⸗ 
ſcher des letzten Jahrhunderts ihre Verehrung 
zum Ausdruck gebracht. Die lateiniſche Sprache 
macht die Arbeit leider nur einem ſehr kleinen 
Kreiſe zugänglich. Lediglich die Einleitung 
Baers iſt ins Deutſche überſetzt. Dr. K. 


König Vogler. Sage vom Bauern, Reiter 
und König. Von Heinrich Luhmann. 
Verlag von Velhagen und Klaſing, Bielefeld⸗ 
Leipzig 1938. 354 Seiten. Preis Ganzleinen 
5,60 ROM. — Luhmann zeichnet in dieſer 
„Sage“ ein kraftvolles Lebensbild Heinrichs I. 
In den zwölf Nächten der Winterſonnenwende 
läßt er einen der überlebenden Getreuen des 
Königs deſſen Lebensgeſchichte erzählen. In 
dieſen Erzählungen am flackernden Herdfeuer 
der Hofeſtätte Eicke Einarms erhebt ſich die 
Geſtalt des Königs zu jener mythiſchen Größe, 
in der fie Jahrhunderte hindurch in den Liedern 
und Ileberlieferungen der Bauern, Fiſcher und 
Köhler fortgelebt hat, die Geſtalt des Königs, 
der die deutſchen Stämme unter kraftvoller 
Führung vereinte, die deutſchen Lande von 
der Not der Hunnen befreite, der dem deutſchen 
Volke den Weg nach Oſten wies und ſeinem 
Sohne, Otto 2 den Weg zur Kaiſerkrone 
ebnete. Eine „Sage“ iſt dieſe Lebensgeſchichte, 
aber ſie iſt in den Ereigniſſen, die ſie behandelt, 
hiſtoriſch getreu und in dem Weſensbild, das 
fie von Heinrich I. entwirft, überzeugender als 
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ſchaft, die neben dem ſüdlichen Glanz des kaiſer⸗ 
lichen Sohnes die niederſächſiſche Tüchtigkeit 
des königlichen Vaters allzu gering eingeſchätzt 
hat. Dr. K. 


Athenaion⸗Kalender „Kultur und Natur“ 
1939. Akademiſche Verlagsgeſellſchaft Athe⸗ 
naion, Potsdam. Preis 1,95 RM. — Wie 
ſtets bietet der als Abreißkalender eingerichtete 
Jahrweiſer in Bild und Wort eine Fülle von 
Unterhaltung und Belehrung aus Geſchichte und 
Gegenwart, Kunſt, Wiſſenſchaft und Literatur, 
aus dem Leben und der Kultur aller Völker und 
Zonen. Knappe, ſorgfältig bearbeitete Texte 
begleiten die Bilder. Jedes Blatt weiſt eine 
größere Anzahl von Gedenktagen nach, bringt 
weiter Sprüche, Reime, kleine Eſſays uſw. 
Preisausſchreiben! 


Oſtpreußen⸗Kalender 1939. Gräfe und 
Unzer Verlag, Königsberg / Pr. Preis 2. — RM. 
Dieſer von dem bekannten oſtpreußiſchen 
Verlag bereits im 11. Jahrgang herausgegebene 
Wandkalender umfaßt 31 Blätter mit Bildern 
und kurzen Texten aus der Feder oſtpreußiſcher 
Schriftſteller, vor allem Gedichte. Die Bilder 


Nip 8 weniger 
bekannte Motive aus der oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft und von oſtpreußiſchen Menſchen. Die 
Fotos ſind künſtleriſch wertvoll und ausgezeichnet 
reproduziert. Sie können ausgeſchnitten und als 
Poſtkarten verwandt werden. 


Varg und ſeine Wölfe. Von Otto Boris. 
Mit Bildern von Prof. Walter Klemm. 
K. Thienemanns Verlag, Stuttgart 1938. 
158 Seiten. Preis Leinen 4,20 RM. — Es 
iſt die Jugendgeſchichte eines Wolfes, die Boris 
in dieſem Buche ſchreibt. Ein faſt freund⸗ 
ſchaftliches Verhältnis verbindet den Wildwolf 
mit dem jungen Gutsbeſitzersſohn, der ihn als 
jungen Wildling einige Wochen aufgezogen hat. 
Wie in ſeinen anderen Tierbüchern verſteht es 
der oſtpreußiſche Schriftſteller auch hier wieder, 
ſich ganz in das eſen des Tieres einzu⸗ 
fühlen und der Welt und ihren Menſchen, aus 
der Perſpektive des Tieres geſehen, ein bald 
ernſtes, bald heiteres Spiegelbild vorzuhalten. 
Dabei klingen die politiſchen Ereigniſſe der 
letzten Vorkriegszeit, der Kriegsjahre und des 
bolſchewiſtiſchen Umſturzes an, ſoweit ſie ihre 
Schatten auf die enſchen und Tiere des 
Gutshofes im Weißruſſiſchen werfen. Dr. K. 
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Wieder werden in dieſem Kalender außer der reizvollen Vielgeſtalilgkeit der oftdeutichen Landſchaft 

die grenz⸗ und volkspolitiſchen Tatſachen diesfeits und jenſeits der deutſchen Reichsgrenzen gezeigt, 

vor die wir im Oſten durch die Dittate von Verſailles und Gt, Germain geflellt worden find. Durch 

ſeine Bilder kündet der Kalender von der Schönheit des oſtdeutſchen Landes. In Zeichnung, Karte 

und Wort wirbt er um Verſtändnis für Arbeit und Kampf, Opfer und Gefahr im Grenzraum 
zwiſchen Memel und Villach. 
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